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Berlin, den 11. April. Der von dem Miniſter der geiſtlichen Angelegen— 
heiten niedergeſetzten Kommiſſion zum Behuf der Ausarbeitung eines Entwurfs zu 
einer Presbyterial- und Synodal-Verfaſſung iſt noch der Ober-Hofprediger, 
Wirkliche Ober⸗Konſiſtorial-Rath Dr. Ehrenberg, als Mitglied zugeſellt 
worden. 

Dem Oberlehrer Gaebel an der Realſchule zu Meſeritz iſt das Praͤdikat als 
„Profeſſor“ verliehen worden. 0 


Se. Durchlaucht der Fürſt zu Salm⸗Salm, iſt nach Köln abgereiſt. 


(Die Wahlen zur bevorſtehenden conſtituirenden Reichs ver— 
ſammlung.) — Sollten die Veſtimmungen, welche das Vorparlament über 
die Wahlen feſtgeſtellt hat, die Gutheißung der conſtituirenden Verſammlung er⸗ 
halten, welche am 1. Mai zuſammentreten fol, fo hätte Deutſchland das freis 
ſinnigſte Wahlgeſetz, das die Welt kennt. Noch nie find die allgemeinen Men: 
ſchenrechte in Bezug auf Selbſtgeſetzgebung auf einer breiteren Grundlage anerkannt 
worden, als gerade durch dieſe Beſtimmungen über die Wahlen. Mögen nun auch, 
wenn die Zeit kommt, wo durch ganz Deutſchland hindurch mittelſt direkter Wahlen die 
Manner des vollen Volksvertrauens gefunden und nach Frankfurt geſendet werden ſollen, 
ſowohl die Wähler als auch die Bewerber um die Abgeordnetenſtellen zeigen, daß 
fie werth find der ihnen durch ein ſolches Geſetz ertheilten Freiheit. Volksver— 
fuͤhrung und Beſtechung müſſen fern bleiben, wenn nicht das Heiligſte beſudelt 
werden ſoll, was das Volk errungen hat. Die Bewerber um die Ehre, im 
Reichsparlament zu ſitzen, mögen in Volksverſammlungen auftreten, um dem 
Volke zu ſagen, welcher Art die Orundfäße ſeien, nach welchen fie die heiligſten, 
unveräußerlichen Rechte der Nation feſigeſtellt wiſſen wollen; fie mögen die freie 
Preſſe benutzen, um das, was ſie in beſchränkten Verſammlungen vor Tauſenden 
geſagt haben, vor Millionen zu wiederholen. Dieß iſt der ehrenhafte, rechtliche 
Weg, wie ſich Wähler und Bewerber kennen lernen. Dieſer Weg iſt der einzige, 
den freie Männer ohne Scheu betreten können. Man fürchte nicht, daß bei of— 
fener Abſtimmung reiche und mächtige Grund- und Fabritherren u. dergl. über- 
wiegenden Einfluß auf den von ihnen abhängigen Theil der Bevölkerung durch 
eine Art Wahlbeherrſchung zu ihren eigenen Gunſten ausüben werden. Die freie 
Preſſe wird auch hier der Ausgleicher aller Jutereſſen fein, und ein unfähiger und 
unwürdiger Bewerber um eine Parlamentsſtelle wird es ſolcher Gewalt, wie dem 
in der freie Preſſe waltenden Geiſte der Neuzeit gegenüber nicht wagen, eine von 
ihm mehr oder weniger abhängige Bevölkerung mißbrauchen zu wollen, und die 
Reichsverſammlung hätte keine heiligere Pflicht, als dergleichen Elemente, die nach— 
weislich durch Mißbrauch der Wähler ſich in ihren Kreis geſtohlen, mit Schimpf 
und Schande aus ihrer Mitte zu ſtoßen. 


* Poſen, den 12. April. Geſtern Abend war die Gereiztheit und Erbit⸗ 
terung unter der Deutſchen Bevölkerung, nachdem die Nachricht von einer neuen 
Kapitulation vor Schroda eingetroffen war, bis zu einer ſolchen Höhe geſtiegen, 
daß eine Menge von nahe an zweitaufend Deutſchen aus allen Ständen vor dem 
Quartiere des Königl. Reorganiſations-Kommiſſarius General-Majors v. Wil 

liſen (am Wilhelmsplatze im Lauk'ſchen Hötel de Rome.) trotz der angeſtreug⸗ 
ten Beſchwichtigungsverſuche von Seiten der Mitglieder des Deutſchen Comité's 
und namentlich des Kommandanten der Deutſchen Bezirks⸗Schutzwachen, Frei⸗ 
herrn v. Schreeb, eine eklatante Demonſtration loszulaſſen ſich gemüpigt fand. 
Nachdem das donnernde Pereat gebracht war, beruhigten die Herren Generale 
v. Colomb und v. Steinäcker die aufgeregte Verſammlung durch die beſtimmte 
Verſicherung, daß die Rechte der Deutſchen in keiner Weiſe verletzt werden ſollten; 
auch werde der Herr General v. Williſeu binnen kürzeſter Friſt die Stadt ver 


den 13. April 1848. 


C. Henſel. 


laſſen. Darauf ſprach ein Herr, der mit einer Handlaterne auf die ſteinernen 
Stufen des Hötels trat, etwa folgende Worte: 

Der Heir General v. Williſen iſt vollkommen von der Stimmung der 
Deutſchen Nation gegen ihn überzeugt und wird ſich wohl nicht bewogen fühlen, 
dies Haus noch einmal zu betreten. — Die Verſammelten gingen ruhig ausein- 
ander; neu zuſammentretende Haufen wurden durch die dankenswerthen Bemü— 
hungen des Herrn v. Haſſenkrug vermocht, beabſichtigte ahnliche Demonſtratio⸗ 
nen aufzugeben. Der Herr General ſoll übrigens während dieſer Vorgänge nicht 
im Hötel zugegen geweſen ſein. — Auch in der äuberſt zahlreichen Volksver⸗ 
ſammlung vom heutigen Morgen gab ſich die aufgeregteſte Stimmung kund. Der 
Ordner, Freiherr v. Schreeb, legte der Verſammlung die dringende Bitte ans 
Herz, aͤhuliche leidenſchaftliche Ausbrüche der gereizten Stimmung, ſchon um der 
Würde des Deutſchen Charakters willen, küuftighin zurückzuhalten, indem er zu— 
gleich auf das Hauptbedürfniß einer völligen, durch nichts geſtörten Einigkeit hin⸗ 
wies. In gleichem Sinne redete Herr v. H aſſenkrug, ganz beſonders noch 
die peinliche Lage hervorhebend, in welche der kommandirende General v. Colom b 
feinen Deutſchen Brüdern gegenüber bei etwaiger Erneuerung von ſolchen tumul⸗ 
tuariſchen Auftritten ſich verſetzt finden müßte, da doch bekannntlich die Feſtung 
und ſomit auch die Stadt in den Belagerungszuſtand erklärt worden wäre. End⸗ 
lich brachte noch ein Mitglied des Regierungs-Kollegiums der in höchſter Span⸗ 
nung lauſchenden Volksmenge die Nachricht, daß man fo eben in einer Plenar⸗ 
ſizung der Königl. Regierung, welcher beide Generale, die Herren v. Colo mb 
und v. Williſen beigewohnt, einmüthig darüber ſich verſtändigt habe, daß die 
Convention, welche der Herr General v. Williſen, in ſeiner Eigenſchaft als 
Kommiſſarius Sr. Maj. des Königs, mit den Häuptern der Polen am geſtrigen Tage 
abgeſchloſſen habe, unbedingt reſpectirt werden müſſe, daß aber auch ebenſo ge⸗ 
wih ſtatt aller weiteren Unterhandlungen die Kanonen reden müßten, wenn die 
von Polniſcher Seite in jener Convention eingegangenen Verpflichtungen nicht 
auſ's gewiſſenhafteſte und ſtreug nach dem Buchſtaben erfüllt würden. 

* oſen, den 12. April. (Hiſtoriſches nebſt Nutzauwendung.) Als an dem 
verhängnißvollen 24ten Februar zu Paris der Julithron zuſammenſtürzte, da er 
wachte der Polniſche Nationalgeiſt zu neuer Thätigkeit und als der Kanonendonner 
von den Berliner Barrikaden zu uns herüberhallte, da glaubte er, durch dreiſtes 
Handeln einen raſchen Sieg erkämpfen zu können. Und er kalkulirte richtig. Mit 
kühner Stirn erhob ſich der Pole, ſteckte die Nationalfarben an, ſchwang die roth⸗ 
weiße Fahne und rief dem befreiten Polen ein donnerndes Hurrah nach dem andern 
zu. Ein halbes Dutzend patriotiſcher Maͤnner trat zuſammen und fing auf eigene 
Fauſt an Land und Stadt zu regieren. — Das Deutſche Regiment war ohne 
Kampf geſtürzt, und von Munde zu Munde ertönte der Schreckensruf: binnen drei 
Tagen ſind wir Alle Polniſch! — Und die zahlreichen Deutſchen? — Nun, Michel 
iſt etwas ſchwerfällig; er war noch halb im Schlafe, wurde urſchnell überrumpelt 
und glaubte gutmüthig Alles, was man ihm ſagte. Und die rührigen Polen ſagten 
viel, ſie ſprachen beſonders gern von ihrer Senſengarde, die zwanzig Tauſend Mann 
ſtark binnen wenigen Stunden vor den Thoren Poſens eintreffen, alles Deutſche 
Gebein niedermähen und die ganze Spdt dergeſtalt umkehren könne, daß es ärger 
darin ausſehen werde, als im weiland zerſtörten Jeruſalem. Da gerieth Michel 
mit allen feinen Kindern in ſchreckliche Augſt; er wollte Leben und Habe retten, 
und innig überzeugt, daß doch Alles verloren ſei, bat er ſelbſt mit, daß das Land 
Polniſch werden möge. Unter ſolchen Umſtänden mußten die dreiſten Forderungen 
der Polen in dem halbaufgelöſten Berlin, das über den wahren Stand der Dinge 
kaum unterrichtet war, ein williges Ohr finden, und Zugeſtändniſſe wurden gemacht, 
wie ſie nur nach einem glänzend errungenen Siege hatten bewilligt werden können: 
der General von Williſen wurde hierher geſchickt, um die Provinz im Polniſch 
nationalen Sinne zu reorganiſiren. Unſer kampfluſtiges Militair mit ſeinen treff⸗ 
lichen bewährten Führern an der Spitze, knirſchte vor Zorn, doch — Allen waren 
die Hände gebunden: fie mußten unthätig zuſehen, wie die Polen fpielend einen 
unblutigen Sieg nach dem andern errangen, und durften's nicht einmal hindern, 
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daß fie Truppen anmwarben und unter ihren Augen einübten. Berlin und ganz 
Deutſchland applaudirten, denn Keiner wußte, daß im Großherzogthum Poſen außer 
einigen hundert Preußiſchen Beamten auch noch uͤber eine halbe Million Deutſche 
leben, und daß ihre Zahl nur hunderttauſend geringer iſt, als die der Polen. Aber 
das Loos aller Täuſchung erfüllte ſich auch hier: fie hat keine Dauer! Der 
erwachte Michel rieb ſich die Augen, und als ſie klar geworden, wollte er ſeine 
neuen Herrn, die zwanzigtauſend Senſengardiſten ſehen; — da zeigte man ihm 
einige hundert! Und Michel wurde roch und ſchaͤmte ſich, und geſtand ſich's 
innerlich ein: Du haſt dich ins Bockshorn jagen laſſen! Aber von Stund' an 
wurde er mehr und mehr feiner moraliſchen und materiellen Kraft ſich bewußt, und 
er leiſtete ich ſelbſt den heiligen Eid: jede Unbill von ſich abzuwehren und fein 
gutes, angeſtammtes Recht fortan auch nicht um eines Haares Breite ſich kränken 
zu laſſen. Mit Freude begrüßte er die Kampfesluſt Deutſcher Wehrmänner und 
beneibete ſie um die Ehre, für die Dentſche Sache ihr Leben einzuſetzen. Aber 
mit dem Lebeneinſetzen wurde es nichts, es gab bloß beſchwerliche Märfche; der 
General von Williſen, ein feiner Diplomat, wußte auf Grund feiner katego⸗ 
riſchen Erklärung, — d. h. der mit den drei Kategorien, — ſolche Zugeſtänd— 
niſſe zu machen, daß die Polen zufrieden waren, und die Deutſchen das Nachſehen 
hatten; er hat das Deutſche Publikum heute öffentlich darüber aufgeklärt, und 
das Deutſche Publikum hat ihm ſchon geſtern durch eine unzweideutige Abend— 
unterhaltung vor ſeinen Feuſtern eine anticipirte Antwort darauf ertheilt! 

So ſteht's heute, aber was ſoll jetzt geſehen? Michel hat lange genug ges 
ſchlafen, um ſo länger kann er nun im Bewußtſein ſeiner Vollkraft wachen. Daß 
er weder hier, noch von Außen etwas zu fürchten hat, weiß er, denn in Berlin und 
ganz Deutſchland haben die Tagesſaͤuger ihre Keyer, ſtatt mit Polniſchen, bereits 
mit Deutſchen Saiten bezogen. 

Neberall werden jetzt die ewigen Urrechte der Menſchen, die nie hätten gekränkt 
werden ſollen, reſpectirt; nicht der Einzelwille lenkt mehr die Geſchicke der Völker, 
ſondern dieſe Voͤlker ſelbſt ſind überall berufen, mit zu rathen und zu thaten. — 
Wohlan! machen auch wir in Poſen von unferm guten Volksrechte Gebrauch, und 
wie die Deutſchen Kreiſe des Großherzogthums ſich beſtimmt gegen alles Polniſche 
Regiment verwahrt haben, wollen auch wir die Stimme erheben. Wir wollen 
den Polen, ſind ſie Frieden zu halten Willens, nichts nehmen; aber auch uns nichts 
nehmen laſſen. — Sollte es demnach nicht an der Zeit ſein, in Poſen eine offene 
Umfrage zu halten: ob das Volk Polnifches oder Deutſches Regiment will; 
und wenn Letzteres: ob es laut und entſchieden verlangt, dem Deutſchen 
Bunde anzugehören? — 

Die neueſte Nummer der Breslauer Zeitung enthält ſolgenden Reorganiſa⸗ 
tionsentwurf, von dem wir es dahin geſtellt fein laſſen müſſen, ob er authentiſch 
iſt, oder nicht: Poſen, den 8. April. Vom General v. Willifen find 
unter Vorbehalt Königl. Genehmigung folgende vorläufige Zugeſtändniſſe für dle 
künftige Reorganiſation des Großherzogthums gemacht worden: ß. 1. Es wird 

ein Pole an die Spitze der Verwaltungs- und ein Pole an die Spitze der Juſtiz⸗ 
behörden geſtellt. §. 2. Die Wahl der Landräthe wird von den Kreiseingeſeſſenen, 
nämlich von den Rittergutsbeſitzern, den Ständen und Landgemeinden nach einer 
zu erlaſſenden Wahlordnung erfolgen. §. 3. Die Polizeiverwaltung ſoll ander⸗ 
weitig eingerichtet werden und zwar durch die Wahl der betreffenden Gemeinden. 
8. 4. Das Tragen der Polniſchen Farben wird erlaubt. Se. Maj. der König wird 
nächſtens über ein anderes Wappen des Großherzogthums Poſen entſcheideu. 85, 
Die Polniſche Sprache ſoll die Geſchaͤftsſprache werden; neben ihr die Deutſche 
gleich berechtigt daſtehen, fo daß jeder Eingeſeſſene, jede Behörde in der Sprache 
beſchieden werden, in welcher ihre Eingaben verfaßt find. §. 6. Eine Reorgani⸗ 
ſation des Unterrichts- und Juſtizweſens wird erfolgen. 8. 7. Die geiſtlichen Aus 
gelegenheiten werden in der Weiſe geordnet werden, daß ſie ſich frei und ſelbſiſtän⸗ 
dig werden bewegen können. F. 8. Ein nationales Armeekorps für das Groß— 
herzogthum Poſen ſoll ſofort orgauiſirt werden, a) aus der Landwehr, b) aus 
Polniſchen nationalen Freikorps. A. Die Landwehr hat ſelbſt gewählte Dffiziere, 
— trägt die Fahne des Großherzogthums Poſen, — beſteht theils aus überwiegend 
Polniſchen, theils aus überwiegend Deutſchen Truppenabtheilungen. Die erſteren 
haben ein Polniſches, die andern ein Deutſches Kommando. Es wird den Truppen 
anheimgeſtellt, die Polniſche Kokarde zu tragen. Bei den Poluiſch kommandirten 
Truppenkorps ſoll es freiſtehen, Polniſche Offiziere in jedem Range aus früheren 
militairiſchen Dienftverhältnifen theils aggregirt, theils angeſtellt zu verwenden. 
Die Landwehr⸗Bataillons und Eskadrons können durch Freiwillige aus dem Groß— 
herzogthum verſtärkt werden. B. Das Polniſche Freikotps wird aus den Privat⸗ 
mitteln des Großherzogthums Poſen und namentlich der Polniſchen Bevölkerung 
gebildet, bis es völlig organifirt und vom Staate übernommen werden wird. Das 
Freikorps wird aus lauter Freiwilligen und aus denjenigen Landwehrmannern ge— 
bildet, welche es vorziehen ſollten, hier, ſiatt bei der Landwehr zu dienen. Es wählt 
feine Führer ſelbſt. Kommando und Abzeichen find Polniſch, der Oberauführer des 
Freikorps ſteht unter den Befehlen des kommandirenden Generals des Großherzog— 
thums Poſen. C. Allen Soldaten, Unteroffizieren und Offizieren, welche Einge⸗ 


borne des Großherzogthums ſind und in andern Regimentern des Heeres dienen, 
wird geftattet, ihre Verſetzung nach dem Großherzogthum zu fordern, um in die 
dortigen neugebildeten Korps einzutreten. D. Die Landwehr, ſo wie das Frei⸗ 
korps werden vorläufig auf den Großherzog von Poſen, ſpäter auf die Ver⸗ 
faſſung des Großherzogthums vereidet. 8. 9. Die Truppen aus andern Pros 
vinzen werden zurückgezogen, und ſelbſt die konſiſtirenden Truppen vermindert, ſo⸗ 
bald in Folge der zu bildenden nationalen Landwehr des Großherzogthum Poſen 


und die Polniſchen Freikorps, die koncentrirte Volksbewaffnung in dieſelbe, ſo weit 


ſie zu gebrauchen iſt, aufgehen wird, und die Verwaltung ſich in allen Kreiſen frei 
und ordnungsmäßig bewegen wird. §. 10. Wegen der bis jetzt vorgefallenen, ſo⸗ 
wohl politiſchen als militairiſchen Vergehen ſoll Niemand zur Verantwortung ge⸗ 
zogen werden. i 22 

Zur Herſtellung der geſetzlichen Orduung wird Folgendes beliebt: Der Kom: 
miſſarius zur Reorgauiſation der Provinz Poſen hat nach Anhörung des Gutach⸗ 
tens der betreffenden Kommiſſion beſchloſſen, bis zur definitiven Reorganiſation für 
die Wiederherſtellung der geſetzlichen Ordnung im Lande folgende Maßregeln fo 
fort ins Leben treten zu laſſen: §. 1. Da die jetzt fungrenden Landräthe durch 
neugewählte nach einem bald zu erlaſſenden. Wahlmodus eiſetzt werden follen, fo 
treten inzwiſchen in allen Kreiſen Kommiſſarien neben die Königl. Laudräthe. Die 
Komiſſarien werden von der Kommiſſton vorgeſchlagen und von dem Reorganiſa⸗ 
tions-Kommiſſarius beftellt, ihre Funktion hört auf, ſobald der neugewählte Land⸗ 
rath fein Amt angetreten haben wird. F. 2. Es liegt den Kommiſſarien ob, ges 
meinſchaftlich mit den Landräthen die Ordnung da, wo fie geſtört iſt, wieder her⸗ 
zuſtellen, namentlich dahin zu wirken, daß die geſetzliche Autorität der Behörden 
reſpektirt, die Abgaben eingezahlt, die Verwaltungen ſich frei bewegen können. 
§. 3. An den Orten, wo die Laudrätbe, die Bürgermeiſter, Rendanten und Dis 
ſtriktskommiſſarien abgeſetzt find, wird der Kommiſſarius des betreffendes Kteiſes 
an Ort und Stelle Erkundigungen einziehen, ob die Wiedereinſetzung der abgeſetz⸗ 
ten Beamten nicht die Erbitterung der Bevölkerung aufregen würde. Im letzteren 
Falle, welcher durch protokollariſche Erklarung einflußreicher Gutsbeſitzer im Kreiſe 
und bekannter Ortseingeſeſſenen konſtatirt werden muß, hat der Kommiſſarius die 
Verwaltung interimiſtiſch ſelbſt zu übernehmen, reſp. interimiſtiſch zu beſetzen, bis 
anderweite Beſtimmungen von der Königl. Regierung, an die darüber berichtet wer⸗ 
den muß, getroffen fein werden. In allen Fällen, in denen die Beamten ihre bis⸗ 
herigen Poſten nicht wieder autreten, müſſen fie ihr Gehalt bis zur Entſcheidung 
der vorgedachten Regierung beziehen. §. 4. Da ſobald als möglich ein neues 
Polizeigeſetz erlaſſen werden ſoll, wonach das Juſtitut der Diſtriktskommiſſarien 
eine Umgeſtaltung erhalten wird, ſo bleiben bis dahin die Diſtrikts-Kommiſſarien 
in Ausübung ihrer Aemter. Allein es ſoll dem Kommiſſarius im Verein mit den 
Landräthen freiſtehen, mißliebige Diſtriktstommiſſarien und eben ſolche Gendarmen 
in ihrer Funktion zu ſuspendiren, interimiſtiſch durch andere Perſonen zu erſetzen, 
bis die Regierung darüber entſchieden haben wird. 5. 5. Die Koͤnigl. Landräthe 
haben über alle allgemeinen Anordnungen für den Kreis mit den Komiſſarien, fos 
fern fie in den Kreisſtädten anweſend find, Rücksprache zu halten, und nach dieſer 
Uebereinkunft dann die Anordnungen ſelbſtſtaͤndig zu erlaſſen. §. 6. Den Kom⸗ 
miſſarien bleibt das Recht, die nach der gemeinſchaftlichen Abrede ergehenden Ver⸗ 


fügungen des Laudsraths im Coneept mit zu zeichnen und gegen den Erlaß von 


Verfügungen, die ſie der Ruhe und Eintracht unter den Bewohnern des Kreiſes nach⸗ 
theilig erachten, Berufung auf die Entſcheidung der Königl. Regierung einzulegen. 
Bis zum Eingange diefer Entſcheidung darf eine ſolche Verfügung nicht erlaſſen werden. 
$. 7. Den Kommiſſarien ſteht das Recht zu, Beſchwerden der Kreiseingeſeſſenen 
entgegen zu nehmen, ſich über die Lage jeder Sache durch Einſicht der laudräthli⸗ 
chen Akten Ueberzeugung zu verſchaffen und mit dem Landrathe wegen Abhülfe 
der Beſchwerden in Verbindung zu treten, event. ſich damit au die Königl. Re⸗ 
gierung und den Reorganiſations-Kommiſſarius zu wenden. $. 8. Es giebt für 
die Kommiſſarien keine andere Behörde, an welche ſie zu berichten, oder von 
welcher ſie Verfügungen anzunehmen haben, als die Königl. Regierung, der 
Oberpräfident und der Reorganiſations⸗Kommiſſarius. 5. 9, Ein Gehalt oder 
eine Entſchaͤdigung für ihre Mühwaltung haben die Kreiskommiſſarien nicht zu 
beziehen. Die interimiſtiſch anzuſtellenden Vertreter der Diſtriktskommiſſarien und 
Bürgermeiſter werden aus den Kommunalkaſſen entſchaͤdigt, inſofern ſie nicht 
ſebſt darauf verzichten. 

Berlin, den 9. April. Mehrere der vielen Zeitſchriften, welche die neue 
Aera ins Leben gerufen, haben eine neue Zeitrechnung eingefürt. So eben liegt 
eine vor mir, deren Datum lautet: „der 7. April im erſten Jahre der Freiheit.“ 
Man erzählt ſich hier, daß der Erminiſter Eichhorn ſich in Stolberg habe nieder⸗ 
laſſen wollen, doch hätten die dortigen Bewohner ihm geſchrieben, er möchte fie 
mit dieſer Ehre verſchonen. — Was der Landtag über Aufbringung der noth⸗ 
wendigen Staatsgelder beſchließen wird, weiß man zwar noch nicht genau; doch 
meinen Viele, die Auſicht, welche eine Zwangsanleihe votirt haben 


wolle, werde den Sieg davon tragen. — Auch der Magiſtrat bittet 
unſere Beſitzenden um eine freiwillige Anleihe mit Selbſtbeſtimmung des Zinsfußes, 
und hat es deswegen ein Cirkular im Umlauf geſetzt. — Die vom Landtage ges 


troffenen Wahten für die Deutſche Nationalverſammlung ſind, wenigſtens für una 
ſere Provinz, nichts weniger als befriedigend. Wir wollen nur einige Namen an⸗ 
führen, als die Profeſſoren Stahl, Homeyer, Dove; ferner Humboldt, 
Grabow, Stadtrath Nobiling u. ſ. w. Unſete Volksverſammlungen und 
Klubs werden gegen dieſe Wahl den entſchiedenſten Proteſt einlegen. a 5 

Geſtern Abend, den 8. d. M. ift der Koͤuigl. General⸗Intendant der Schauſpiele, 
v. Küſtuer, in feiner Wohnung ſehr beunruhigt wordenz unter den Tumultuan⸗ 
ten waren Viele aus dem Volke. 

Magdeburg. — Uuſere Zeitung enthält einen ſehr verſtändigen Aufſatz 
über die Stimmung in Süddeutſchland gegen Preußen. Es heißt darin: „Das 
Preußiſche Volk hat bei ſeinem erſten Schritt aus dem abſoluten Koͤnigthum her⸗ 
aus, wahrhaft conſtitutionellen Sinn bewieſen, indem es, mit wunderbar richti⸗ 
gem Inſtinkte, die Perſon feines Königs von Dem loatkeunt, was an Unheil und 
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Schuld zwiſchen dem Sonſt und Jetzt liegt. Wir halten den ganzen Sturm in 
Suͤddeutſchland gegen Preußen für innerlich unwahr und ungerecht, dieſe ſittliche 
Entrüſtung „die man in ſo wüſtem Ton auszuſprechen beliebt, für nichts weni⸗ 
ger, als verkappten Paxtitularismus, den man unter der Erregung zu maskiren 
glaubt, zu der man ſich mit Gewalt hinaufſchraubt und auſſtacheln läßt.“ 


———— 
— — 


Ausland. 


Deut ſch lan d. 
Protokoll der zweiten Sitzung des Fünfziger-Ausſchuſſes. 

Die Sitzung wird um 4 Uhr eröffnet, und nach einer umfaſſenden Verhand⸗ 
lung über die einzelne Paragraphe der Geſchäftsordnung wird dieſelbe in folgen- 
der Art angenommen. 

Geſchäftsordnung. Art. 1. Die Sitzungen des Ausſchuſſes find öf— 
ſentlich, doch kann der Ausſchuß, wo der Gegenftand es gebietet, ſich in ein Co⸗ 
mite verwandeln. Die Sitzungen werden, Falle äußerſter Eile ausgenommen, 
Tags zuvor in den Blattern angezeigt, und zwar zugleich mit der Tagesordnung. 
Art. 2. Der Präſident eröffnet und ſchließt die Sitzungen, leitet die Berathungen, 
verleiht das Wort nach der Ordnung den darum Nachſuchenden und hält die Ord- 
nung aufrecht. Er kann, vorbehaltlich der Berufung an die Verſammlung, ei— 
nem Redner, der über fünf Minuten redet, das Wort entziehen. Art. 3. Den 
Anfaug jeder Sitzung macht die Verleſung des mindeſtens die Anträge und Be- 
ſchlüſſe umfaſſenden Protocols der früheren, den Schluß die Feſtſtellung der Ta⸗ 
gesordnung der nächſten Sitzung. Art. 4. Abweichungen von der Tagesordnung 
erfordern die Zuſtimmung der Verſammlung. Anträge, die ſich nicht auf den 
Gegenſtand der Tagesordnung beziehen, müſſen ſchriftlich eingereicht werden und 
kommen, vorbehaltlich der Beſtimmung der Verſammlung, in der Ordnung ihrer 
Einreichung zur Verhandlung. Anträge, die nach erfolgter Begründung nicht 
wenigſtens von zwei Mitgliedern unterſtützt werden, kommen nicht zur Verhand⸗ 
lung. Art. 5. Jedes Mitglied kann vor der Eröffnung der Berathung eines 
Gegenſtandes die Vorfrage über die Zuläſſigkeit und nach eröffneter Berathung 
den Schluß der Berathung beantragen. Art. 6. Das letzte Wort hat der An— 
tragſteller, im Falle einer Berichterſtattung der Berichterſtatter. Art. 7. Ueber 
die Frageſtellung entſcheidet der Präſident, es kann aber Berufung an die Vers 
ſammlung eingelegt werden. Art. 8. Die Abſtimmung geſchieht durch Aufſtehen 
und Sitzenbleiben, außer wenn drei Mitglieder die namentliche Abſtimmung ver— 
langen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Präfident, welcher außerdem kein 
Stimmrecht hat. Art. 9. Zu einem gültigen Beſchluß der Verſammlung iſt die 
Anweſenheit von 30 Mitgliedern erforderlich. Art. 10. Die Verſammlung 
wählt ihre Commiſſionen und Deputationen, kann aber, wenn Niemand wider⸗ 
ſpricht, ſolche Wahl dem Präſidenten überlaſſen. Art. 11. Die Protocolle wer⸗ 
den baldmöglichſt durch den Druck veröffentlicht. 
an, ſo muß das betreffende Protocoll nach der Aufzeichnung und Ueberſetzung 
des Schnellſchreibers der Oeffentlichkeit übergeben werden. 

Der nächſte Gegenſtand der Verhandlung bildet ein Commiſſionsbericht des 
Herrn Dr. Wiesner über die Art, wie die ſechs Oeſterreicher, die dem Fünfziger⸗ 
Ausſchuß ſich nach einem Beſchluſſe des Vorparlaments zugeſellen ſollen, zu wäh— 
len ſeyen. Der Bericht beantragt anſtatt ſechs Oeſterreicher deren neun zum 
Füunfziger⸗Ausſchuß zuzuziehen, und die Wahl derſelben durch die Magiſtrate in 
den größeren Städten Oeſterreichs veranlaſſen zu wollen. Nach geflogener Bes 
rathung beſchließt der Ausſchuß daß nur ſechs Oeſterreicher zuzuziehen ſeien, und 
daß zu dem Ende von den auweſenden Mitgliedern des Ausſchuſſes ihnen bekannte 
tüchtige Oeſterreichiſche Männer vorgeſchlagen werden ſollen. So wurden ge— 
nannt: die Herren C. v. Andriani, — Dr. Schuler, Archivar in Insbruck, — 
Schuſelka in Leipzig, — Zufachi, — Palazki, — Bach, Advokat von Wien, — 
Prof. Hit, — De. Kuranda, — Alf. Meisner, — Prof. Scota in Wien, — 
Kaufm. Tyſchy in Trieſt. — Braunſchweig von Wien, — Schwarzer (aus Trieſt) 
von Wien, — Graf Auersperg, — Joſeph Kitkau von Wien. 

Der Ausſchuß beſchließt dann, daß diejenigen feiner Mitglieder, die die obi— 
gen Namen genannt, zuſammentreten und ſechs aus Genanunten wählen ſollen. 
Dieß geſchah und das Ergebniß iſt, daß die Herren: Schwarzer, — Andriani, — 
Bach, — Schuler, — Palazky, — Schuſelka zum Fünfziger-Ausſchuß zugezo⸗ 
gen werden, Dieſelben ſollen unmittelbar benachrichtigt, und zugleich aufgefor— 
dert werden, daß ſie für den Fall der Verhinderung einen Mann ihres Vertrauens 
als Stellvertreter zu ſenden berechtigt ſeyn ſollen. 

Hr. J. Venedey theilt einen Auszug aus einem Privatbriefe von Dr. Schulz 
mit, in dem dieſem aus Straßburg geſchrieben wird, daß dort eine mißverſtandene 
Aeußerung des Abgeordneten Welcker die größte Aufregung veranlaßt habe. Bei 
Gelegenheit der Verhandlung des Beſchluſſes, durch den das Vorparlament die 
Zuziehung von Abgeordneten aus Poſen zur conſtitulrenden Verſammlung abwies, 
ſagte der Abgeordnete Welcker, daß es ebenſo wenig zu rechtfertigen fein 
würde, wenn man Poſen zur conſtituirenden Verſammlung, als wenn man 
Elſaß und Lothringen mit hinzuziehen wolle. Dieſe Aeußerung wurde in Straß⸗ 
burg ſo ausgelegt, als ob in der Paulskirche Rede davon geweſen, Elſaß und 
Lothringen zur conſtituirenden Verſammlung einzuladen. Der Brief deutet die 
Gefahr an, die aus einem ſolchen Mißverſtändniſſe hervorgehen kann. 

Herr Venedey fragt, ob es nicht räthlich ſei, in dieſer Beziehung irgend eis 
nen Schritt zur Aufklärung und Beruhigung zu thun. Die Verſammlung aber 


Tragen drei Mitglieder darauf 


beſchließt, zur Tagesordnung überzugehen, nachdem in der Verhandlung ſich Har 


genug herausgeſtellt, daß nur von einem Mißverſtändniß die Rede, welches ſich 
bald genug von ſelbſt aufklären werde. 

Der ſtellvertretende Vorſtand Abegg macht dann darauf aufmerkſam, daß 
zwiſchen dem Bundesbeſchluſſe, der die Wahl zum erſten Parlament anordnet 
und den Beſchlüſſen des Vorparlaments über dieſe Wahl ſehr weſentliche Wider⸗ 
ſprüche beſtehen. 1) Der Bundesbeſchluß fordert 1 Abgeordneten auf 70,000 
Seelen. Das Vorparlament hat dagegen 1 Abgeordneten auf 50,000 Seelen 
beſchloſſen. 2) Im Vundesbeſchluß ſoll die Wahl auf verfaſſungsmäßigem 
Wege ſtattfinden. Nach dem Beſchluſſe des Vorparlaments muß die Wahl un⸗ 
mittelbar und ſofort ſtattfinden, was nicht immer verfaſſungsmäßig 
möglich ſeyn wird. 3) Der Bundes beſchluß ſpricht uur von ſämmtlichen dem 
Deutſchen Staatenſyſteme angehörigen Ländern. Das Vorpar⸗ 
lament hat beſchloſſen, zugleich Schleswig, Oſt⸗ und Weſtpreußen mit zur con⸗ 
ſtituirenden Verſammlung zu ziehen. Der Ausſchuß beauftragt, nach reiflicher 
Berathung, den Vorſtand und die beiden Stellvertreter unmittelbar beim Bundes⸗ 
tage die nöthigen Schritte zu thun, um dieſe Aenderungen zu veranlaſſen. Auf 
den Antrag des Abg. Güllich aus Schleswig wird dem Vorſtande und den beiden 
Stellvertretern zugleich der Auftrag ertheilt, die unmittelbare Aufnahme Schles⸗ 
wigs in den Bund zu betreiben. Die Sitzung wurde um 8 Uhr geſchloſſen. 

Frankfurt a M., den 5. April 1848. Der Vorſtand: Soiron. Der 
Schriftführer: J. Venedey. 


An das Deutſche Volk! Deutſche! Euch allen, die Ihr Deutſche 
Lande bewohnt und ein Deutſches Herz im Buſen tragt, Euch Allen gilt unſer 
Ruf. Hört auch Ihr es, Männer in Schleswig, in Oſt- und Weſtpreußen, 
bisher durch Diplomatenkünſte von uns getrennt, jetzt mit uns innig verbundene 
Brüder! Unſer Deutſches Vaterland muß einig, groß, frei werden. Das 
ganze Deutſche Volk will es, und was ein Volk will, geſchieht. Männer 
des öffentlichen Vertrauens haben in Frankfurt ſich vereinigt, die Ausführung des 
Volkswillens vorzubereiten. Nicht aus regelmäßigen Wahlen hervorgegangen, 
haben fie es für ihre Pflicht erachtet, eine conſtituirende Nationalverſammlung zu 
berufen und dieſer einzig und allein die Beſtimmung der künftigen Ver⸗ 
faſſung Deutſchlands zu überlaſſen, i a 

Das ganze Deutſche Volk muß in der Nationalverſammlung vertreten ſein. 
Kein Unterſchied des Standes, des Vermögens, des Glaubens wird die Freiheit 
der Wahlen beſchränken. Jeder volljährige, ſelbſtſtändige Staatsangehörige iſt 
in ſeinem Lande Wähler, in ganz Deutſchland wählbar. 

Als Grundlage des Volkswohls hat die Verſammlung anerkannt! 

Unbedingte Freiheit der Meinungsäußerung, 

Glaubens- und Gewiſſeusfreiheit, 

Vereinigungsrecht, 

Schutz der perſönlichen Freiheit, ; 

Unabhängigkeit der Rechtspflege und Schwurgericht, 

Schutz der arbeitenden Klaſſen, 

Gerechte Vertheilung der Staatslaſten, 

Selbſtſtändigkeit der Gemeinden, 
mithin volle Gewährung deſſen, was die Gerechtigkeit gegen Alle, die Unterord⸗ 
nung des Einzelnen unter das Geſammtwohl und die freie Entwickelung des Volks⸗ 
geiſtes fordern. Zum Schutz dieſer höchſten Güter, und damit nie mehr der 


Einzelwille dem Geſammtwillen ſich widerſetzen koͤnne, hat die Verſammlung All⸗ 


gemeine Volksbewaffnung beſchloſſen. Wehrhaft und gerüſtet müſſen 
wir auch gegen äußere Feinde daſtehen. Die Verſammlung hat Schleswig, 
Oſt⸗ und Weſtpreußen in den Deutſchen Bund aufgenommen, hat die Schmach 
der Theilung Polens von Deutſchland abgewälzt und dem Deutfchen Volke die 
Pflicht auferlegt, dahin zu wirken, daß den Polen das Vaterland zurückgegeben 
werde. Was immer aus dieſen Beſchlüſſen folge, Deutſchland iſt ſtark genug, 
die Folgen auf ſich zu nehmen. Der Geiſt der Eintracht, die allgemeine Wehr⸗ 
haſtigkeit find Bürgſchaft des Sieges. N 1 
Männer Deutſchlands! Ihr wißt jetzt was geſchehen, was bevorſteht. An 
Euch iſt es zu vollenden, was die Verſammlung, in deren Namen wir zu Euch 
ſprechen, begonnen hat. In ihrem Namen fordern wir Euch auf, in Ernſt und 
Ordnung an das Wahlgeſchäft zu gehen, zu der Nationalverſammlung Män⸗ 
ner zu entſenden, ſchlicht und bieder, Männer, die vor den Augen des Volks 
bekundet haben, daß ihnen das Geſammtwohl höher ſteht als jedes Sonderinte⸗ 
teile, die Gerechtigkeit höher als Standesrückſichten und Vorurtheile, die Wahre 
heit höher als der Sieg der eigenen Meinung. Bedenkt, was in Eure Hand 
gelegt iſt! Bedenkt daß Eure Väter auf Euch ſehen, daß Eure Enkel dereinſt 
von Euch Rechenſchaft fordern, wie Ihr den großen Augenblick zum Helle des 
Vaterlandes benutzt habt. Seid einig, ſeid wachſam und thätig! Ruhet nicht 

bis das große Werk: Ein einiges freies Deutſchland vollendet iſt. 

Frankfurt a. M., den 6. April 1848. 

Der Fünfziger ⸗Ausſchuß. Soiron, als Vorſitzender. 
Simon, als Schriftführer. 


Kiel, den 7. April. Man erfährt, daß die drei nach Kiel gehörigen Daupf⸗ 
ſchiffe in möglichſter Schnelligkeit eine Ausrüftung erhalten follen, durch welche der 
Anfang zu einer Schleswig⸗Holſteiniſchen Kriege Marine mit ihnen gemacht wet⸗ 
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ben kiunte. Das bisher noch hier im Hafen geivefene Schiff „Cpriftian VIII.“ 
iſt heute Abend ausgelaufen, um, wie rt heißt, zu den beiden anderen nach Tra⸗ 

ü j Ausrüftung zu gehen. 

r e er = 

Wien, den 8. April. Die Wiener Zeitung vom heutigen Tage enthält in 
ihrem amtlichen Theile eine Ueberſicht der Operationen in Ober-Stalien, worin es 
heißt: Der Feldmarſchall Radetzty iſt zu Mailand bis auf den letzten Augenblick 
Sieger geweſen, und hätte ihn nicht der Hunger und die Kriegserklärung von Pie- 
mont gezwungen, den Platz zu verlaſſen, weder die feindlichen Kugeln, noch das 
b ſiedende Oel von den Dächern hätten ſeine tapferen Truppen vertrieben. Es giebt 
lange Kriege, die nicht ſo viele Beweiſe von Selbſtaufopferung und Tapferkeit auf- 
zuweiſen haben, wie dieſer Kampf! — Der Verluſt au Menſchenleben muß in 
Mailand ſehr bedeutend geweſen fein, zumal in den Häuſern, die mit Sturm ge⸗ 
nommen wurden, wo Alles, was ſich widerſetzte, den Tod fand. Auch der Verluſt 
der Truppen kann nicht unbedeutend fein; die Verluſt-Eingaben werden noch ers 
wartet. — Außer der Batterie, die in Cremona durch den Abfall der Italieniſchen 
Truppen verloren ging, hat die Armee nicht eine Kanone zurückgelaſſen. — Die 
letzten Nachrichten des Feldmarſchalls ſind vom 2. aus Verona dadirt und bieten 
nichts neues. c 

Wien, den 9. April. In Bezug auf die (bereits erwähnte) Abreißung des 
Kaiſerlichen Wappens von der Wohnung des Oeſterreichiſchen Geſandten in Rom 
enthaͤlt die Wiener Ztg. Nachſtehendes: Die Kaiſerl. Regierung iſt, bei Beurthei⸗ 
lung der vorliegenden Verhaͤltniſſe, von der Anficht ausgegangen, daß die vom hei- 
ligen Vater kundgegebenen perſönlichen Gefuͤhle, die Schwierigkeiten der Lage, in 
welcher ſich die Päpstliche Regierung gegenüber der grenzoſen Aufregung der Volks⸗ 
maſſen befindet, endlich die eigenthuͤmliche Stellung des Papſtes, welcher nicht allein 
weltlicher Fürſt, ſondern auch Oberhaupt der Kirche iſt, zu welcher ſich die Mehr⸗ 
heit der Bewohner des Kaiſerſtaates bekennt, Rückſichten verdienen, welche einer 
anderen Regierung gegenüber nicht am Platze ſein würden. In Erwägung dieſer 
Umſtände iſt beſchloſſen worden, den Kaiferl. Votſchafter in Rom anzuweiſen, ſeine 
Funktionen daſelbſt wieder anzutreten, inſofern die Wiederaufrichtung des Oeſter⸗ 
reichiſchen Wappens an dem Palaſte der Botſchaft ſtattgefunden habe und die 
Päpſtliche Regierung im Stande ſein wird, ihm den völkerrechtlichen Schutz zu 
gewährleiſten, ohne welchen diplomatiſche Beziehungen nicht denkbar find. Im ent 
gegengeſetzten Falle wird Graf Lützow den Kirchenſtaat verlaſſen. 

Am 10. werden der Kaiſer und die Kaiſerin nach Preßburg gehen. Der 
Kaiſer will den Landtag in Perſon ſchließen, und ſich dann auf einige Tage nach 
Peſih, wo Se. Maj. feit feiner Thronbeſteigung noch nicht war, begeben. — 
Eine andere freudige Nachricht hat die hier anweſenden Böhmen mehr als über⸗ 
raſcht. Dem Wunſch der Landſtände und des Volks zufolge hat der Kaiſer den 
präſumtiven Thronfolger, Sohn des Erzherzog Franz Carl, den 18jährigen 
Franz Joſef zum General-Kapitän von Böhmen ernannt. Die beiden einflußrei⸗ 
chen Chefs der dortigen Neform-Partei, die Grafen Thurn und Noſtiz, die aus⸗ 
gezeichnetſten Redner in der Landes⸗Verſammlung, werden ihm als Räthe zur 
Seite ſtehen. Mit dieſer Ernennung wird das Band mit Böhmen feſter, als je 
geſchlungen werden. . 

Krakau, den 8. April. In Vertretung des Kaiſerlichen Hof⸗Kommiſſars 
macht der Bezirks⸗Staroſt, Baron Krieg, unterm ten d. Folgendes bekannt: 
„Dem Geſuch willfahrend, welches die Bürger der Stadt Krakau geſtern durch 
eine gewählte Deputation geſtellt haben, daß ihnen erlaubt werde, ein Bürger— 
Comité zu bilden, welches der Vermittler zwiſchen den Bürgern und der Regie: 


rung, fo wie der Dolmetſcher ihrer Wünſche fein ſolle, habe ich, nachdem ſich 


dieſe Deputation dafür bei mir verbürgt, daß die Wirkſamkeit des Comite's ſich 
allein auf obigen Zweck erſtrecken, daß der Inhalt feiner Berathungen und die Be— 
ſchluͤſſe deſſelben ſofort zur Kenntniß und Genehmigung des Kaiſerlichen Hof— 
Kommiſſars gebracht, und daß ohne Erlaubniß des Letzteren keine Bekanntmachun⸗ 
gen und Proklamationen Seitens des Comité's erlaſſen werden ſollen, das mir 
vorgeſtellte Comité für die Stadt Krakau und ihr Gebiet unter den beſagten Be— 
dingungen, bis zum Eingang desfallſiger Allerhöchſter Verfügung Sr. Majeſtät 
geſtattet und die Zuſammenſetzung deſſelben aus den in der Proklamation vom 
29. März d. J. benannten Perſonen: Joſeph Krzyzanowski, X. Rozwadowski, 
Füurſt Stanislaus Jablonowski, Karl Lange, Franz Jakubowski, J. K. Stocz⸗ 
kowski, J. Bentkowski, W. Kolodzieyski, Alfred Mlocki, Adam Golemberski, 
Ber. Meiſels, J. N. Walter, Zend Halatkiewiez und Julian Sawiczewski, be⸗ 
ſtätigt. Indem ich dies zu allgemeiner Kenntniß bringe, hoffe ich, daß die Buͤr⸗ 
ger dieſer Stadt einen ſolchen Vertrauensbeweis der Negierung gut aufnehmen 
werden, und daß das Comité, welches das Organ ihrer Wünſche ſein ſoll, eben» 
falls mit vollſtändigem Vertrauen und mit vollkommener Offenheit den Regierungs- 
Behörden gegenüber zu Werke gehen wird.“ 
j Dänemark. 

Kopenhagen, den 6. April. Der König ift am 5. April auf dem Dampf⸗ 
ſchiffe „Aegir“ nach Friedericia abgegangen. Im Gefolge des Königs waren der 
Staats⸗Miniſter Bluhme, Graf Ahlefeldt⸗Laurvig, Kabinets⸗Sekretair Kammer— 
herr Tilliſch und mehrere Andere. Das Dampfſchiff „Aegir“ verließ die Zollbude 
des Morgens um 54 Uhr und das Dampfſchiff „Geyſer“ mit der Garde zu Fuß 
am Bord, ſo wie der Kutter „Neptun“ um 6 Uhr. Sie richteten ſaͤmmtlich 
ihren Lauf gegen Suͤden. Dem Vernehmen nach wird der „Aegir“ bei Alſen 
ankern. Nachrichten aus Kolding vom 3., welche die Berlin 9 Stg: mittheilt, 


geben die Zahl der zwiſchen Apeurade und Flensburg verſammelten Däniſchen 
Truppen au 14,000 Mann an. In der Umgegend von Rödding hatte, fühnen⸗ 
ſchen Blättern zufolge, ein Offizier vom 13. Schleswigſchen Bataillon, Namens 
Jenſen-Tuſch, die Volksbewaffnung organiſirt. In Verbindung mit den Ein⸗ 
wohnern von Ripen und den herrſchaftlichen Jägern aus Jütland beabſichtigte 
derſelbe einen Angriff auf Tondern. Er wollte daſelbſt das odenſeer Freikorps 
erwarten, um von da gegen Huſum zu operiren. Von allen Seiten, heißt es, 
treffen die Beurlaubten ein, mit welchen das 12. und 13. Bataillon verſtärkt 
wird. Zwiſchen Fredericia und Warde ſoll ein Nordjütiſches Neferve-Korps 
errichtet werden. 

Durch eine Königliche Bekanntmachung vom 4. April wird die Schleswig⸗ 
Holſteiniſche Regierung zu Gottorp außer Funktion geſetzt. 

Eine andere, gleichfalls vom 4. April datirte Königliche Bekanntmachung 
verkündet die Einſetzung einer proviſoriſchen Regierungs⸗Kommiſſion im Herzog⸗ 
thum Schleswig. 

Die Berling. 31g. ſcheint, oder giebt ſich das Anſehen, noch immer in 
Ungewißheit darüber zu ſein, ob die Bundestruppen den Schleswig⸗Holſteinern 
oder ihren Gegnern zu Hülfe ziehen. Sie erinnert daran, daß der König von 
Dänemark ſeinen Pflichten als Deutſcher Bundesfürſt getreulich nachgekommen, 
und daß Dänemark zur See jederzeit ein höchſt gefährlicher Feind ſei. Am 6. 
war in Kopenhagen die Ankunft der erſten Abtheilung Preußiſcher Garden in 
Hamburg bekannt, nachdem ſchon am 4. ein Börſen Anſchlag von Seiten des 
Miniſters des Auswärtigen, das wahrſcheinlich bevorſtehende Einrücken Preußi⸗ 
ſcher Truppen in Holſtein angekündigt hatte, doch auf eine Weiſe, als wolle die 
Preußiſche Regierung dadurch dem Vordrängen Deutſcher Fieiſchaaren zuvorkom⸗ 
men. Kjöbenhanspoſten findet dieſe letztere Auslegung denn doch wunderlich. 

Frankreich. 

Paris, den 7. April. Zum Kriegs-Miniſter iſt nunmehr Herr Frederic 
Arago, Mitglied der proviſoriſchen Regierung, ernannt, der dabei auch die Funk⸗ 
tionen als Marine-Miniſter interimiſtiſch noch beibehält. Oberſt-Lieutenant 
Charas iſt Unter Staats-Sekretair des Kriegs» Departements geworden. 

Geſtern hat die Wahl der Oberſten der Nationalgarde von Paris ſtattgefun⸗ 
den; zum Oberſt der 12ten Legion wurde Barbés, zum Oberſt der 1 1ten Edgar 
Quinet gewählt. 

Der Maire von Paris, Armand Marraft „ erinnert in der Vorausſetzung, 
daß Arbeiter zu Offizieren der Nationalgarde gewählt werden, jetzt daran, daß 
der Staat oder die Gemeinde dieſe Offiziere equipiren müſſe. Er will daher 
nicht, daß man zu dieſem Zwecke Subffriptionen eröffne. 


Der Couſtitutionnel erklärt es für irrig, daß Herr Thiers keine Kandida⸗ 
tur für die National-Verſammlung annehmen wolle. 


Ledru⸗Rollin und Garnier-Pages find vorgeſtern in Rouen eingetroffen. 

Zu Dünkirchen ſind einige Erzeſſe vorgefallen, welche gegen die Belgier ges 
richtet waren; dieſe mußten ſämmtlich die Stadt verlaſſen. 8 

Von Bern wird der Preſſe geſchrieben, daß der Vorort ſich mit der Frage 
beſchaͤftige, was in Betreff einer Deutſchen Legion zu thun, die zur Republikani⸗ 
ſirung Deutſchlands durch die Schweiz zu ziehen im Begriff ſtehe. Viele im 
Kanton Bern domizilirte Deutſche ſollen ſich anſchicken, ebenfalls dem Korps 
der Deutſchen Demokraten ſich anzuſchließen. 

Oberſt Antonini, ein Offizier des Kaiſerreichs, 
lieniſcher Freiwilliger nach Italien marſchiren, 
Reiſe beſitzen. 

Die Regierung ſoll Abd el Kader das Schloß zu Pau zum Wohnſitze ange⸗ 
wieſen und ihn ermaͤchtigt haben, ſowohl ſeine Familie, als ſaͤmmtliche Dieners 
ſchaft, welche ihm nach Frankreich folgte, dorthin mitzunehmen. 

Es heißt, General Skrzyneeki, der alte Befehlshaber der Polniſchen Armee 
im Jahre 1830, jetzt Diviſtonsgeneral in Belgiſchen Dienſten, fei im Begriffe 
ſich nach Poſen zu begeben, wo der Verſammlungsort der Polniſchen Patrioten 
fein wird. — Die „Demofratie pacifique“ fordert die proviſoriſche Regierung 
auf, die allerkräftigſten Maßregeln zu ergreifen, um einem allgemeinen Bankerott 
zuvorzukommen und 800,000 arbeits- und brodloſen Menſchen Nahrung zu 
verſchaffen. — Das 7. Bataillon Scharſſchützen das zu Beſanson liegt, iſt auf 
den Kriegsfuß geſtellt und full demnäͤchſt nach der Italieniſchen Grenze abmarſchiren. 

Belgien. 

Brüſſel, den 6. April. Vorgeſtern laugten hier 37 Polen aus Paris 
an. Unter ihnen befand ſich der General Dembinski, der in Brüſſel mit einigen 
Landsleuten. zurückgeblieben, während die übrigen die Reiſe nach Deutſchland 
fortſetzen. 5 


will mit einer Kolonne Ita⸗ 
ſobald ſie die Mittel zu ihrer 


S pan ien. 

Madrid, den 31. März. Es if ſeit dem 26. kein Tag verſtrichen, an 
welchem nicht der Ausbruch neuer Unruhen als bevorſtehend angekündigt worden 
wäre. Auch wurden bei Nacht einzelne Schildwachen meuchlings erſchoſſen, und 
wenn die Ruhe bisher aufrecht erhalten wurde, ſo hat man es nur der Wachſam⸗ 
feit und den außerſten Anſtrengungen der Regierung zu danken. 

Herr Mendizabal wurde von der Polizei aufgeſucht, befindet ſich jedoch auf 
freien. Füßen. Auch hat ſich die Angabe, Idaß die Königin Chriſtine mit ihrer 
Familie Madrid veilaſſen hätte, als irrig ausgewieſen. Ueberall ſtellt die Polizei 
Hausſuchungen nach Waffen an. 

(Mit zwei Beilagen.) 


* 


Großbritannien und Irland. 

London, den 5. April. Obgleich der Zuſtand unſerer Hauptſtadt und auch 
des Landes im Allgemeinen ruhig bleibt, fo kann man doch nicht leugnen, daß 
unter den Mittelklaſſen eine gewiſſe Beſorguiß herrſcht, da die Leidenſchaftlichkeit 
eines Theiles der Preſſe, ſo wie die Zügelloſigkeit zahlreicher Volkshaufen, welche 
ohne Arbeit ſind, leicht einen Aufſtand veraulaſſen können. Am nächſten Montag 
ſoll in der Vorſtadt eine große Chartiſten⸗Verſammlung gehalten werden, 
und man trifft Vorbereitungen, jede Ruheſtörung zu unterdrücken. Die Königin, 
welche ſo eben vom Wochenbett wiederhergeſtellt iſt, wird am Sonnabend die 
Stadt verlaſſen und nach Windſor gehen, nicht aus irgend perſönlicher Beſorgniß, 
ſondern um die Möglichkeit zu vermeiden, durch dae Geſchrei auf den Straßen 
geſtoͤrt zu werden. Ich geſtehe, daß ich nicht die entferntefte Beſorgniß vor einer 
irgendwie bedeutenden Volksbewegung hier habe, und daß, wenn überhaupt eine 
ſolche ſtattfinden ſollte, fie ſich wahrſcheinlich auf die unteren Klaſſen der in 
England befindlichen Irländer beſchränken wird, 


Jie a h a n. » 

Florenz, den 30. März. (A. 3.) So wie Maſſa und Carrara, iſt nun auch 
Fioizzauo von Toskaniſchen Truppen beſetzt worden. Nach einer zwiſchen den 
Behörden, Einwohnern und dem modeneſiſchen Militair abgeſchloſſenen Ueberein⸗ 
lunft war letzteres auf friedliche Weiſe abgezogen, das Land hatte die Unabhängig: 
keit proklamirt und hierauf einſtimmig beſchloſſen, wieder mit Toskana vereinigt 
zu werden. Man ſendete deshalb eine Deputation hierher an den Großherzog, 
welcher in feiner Antwort ausſprach, daß er den gegen ihn ausgedrückten Gefins 
nungen nicht beſſer entiprechen könne, als wenn er keinen Anſtand nehme, unter 
den gegenwärtigen ſchwierigen Verhältniſſen die vormundſchaftliche Verwaltung 
des Landes zu übernehmen, indem er das Weitere der Vorſehung überlaſſe. Ueber 
den gegenwärtigen Aufenthalt des Herzogs von Modena iſt hier nichts Zuverläſſi⸗ 
ges bekannt. In Pontremoli hat die Bevölkerung in den Tagen bis zum 15. 
März ſich dahin erklärt, daß ſie den Karl von Bourbon nicht mehr auerkenne. 
Ju Parma hat die Regentſchaft (28) die im Dienſte des Großherzogthums be⸗ 
findlichen Oeſterreichiſchen Soldaten und Offiziere entlaſſen. 

Die Allg. Ztg. meldet: „Nach unſeren neueſten Briefen aus Rom hatte 
der Papſt die Entfernung der Jeſuiten zugeſagt; dort, wie in allen Städten und 
Landern, dauerten die kriegeriſchen Rüſtungen und Auszüge nach der Lombardei 
fort. Aus Venedig vom 31. März ſchreibt man uns, daß ein Korps Roma⸗ 
nuolen in Vicenza eingerückt ſei und daß die Brescianer dem Marſchall Radetzky 
eine Schlappe beigebracht hätten.“ l 

Neapel, den 29. März. (A. 3.) In Palermo iſt bas General-Parlament 
am 25. unter großen Feierlichkeiten eröffnet worden. Ruggiero Settimo iſt pro⸗ 
viſoriſcher Regent Siciliens. Gegen die Bourbons iſt man feindlich geſiunt, und 
Viele werden Ferdinand II. für abgeſetzt erklären; dennoch hofft man, daß die 
Lombardiſchen Ereigniſſe auf Sicilien beruhigend einwirken, und daß die Sieilianer, 
welche zuerſt in den Kampf gingen und die Unitä Italiana jetzt ſo nahe erblicken, 
den Uebrigen brüderliche Hand reichen werden. Die Engländer wohnten in großer 
Zahl den Feſtlichkeiten bei. Lord Minto reiſte nach Meſſina, um dort zu be⸗ 
ſchwichtigen, und wir hören von keinen neuen Kämpfen. Viele Familien verlaſſen 
Italien, namentlich wird die Lage der Deutſchen daſelbſt immer gefährlicher. 

S ch We 

Bern. — Vorort hat am 4. April eine Heeres⸗Abtheilung aufgeboten, um 

nach Graubündten gegen die Italieniſche Grenze aufzubrechen. Die ſchleunigſte 


Mobilmachung größerer Truppenmaſſen wird vorbereitet, und in den Zeughäuſern 


herrſcht große Thaͤtigkeit. 


Vermiſchte Nachrichten. 


Poſen, den 12. April 1848. Herr B.! In der jetzigen ſchweren und 
ernſten Zeit muß der Einzelne manches Unrecht leiden und erdulden. Sie haben 
mich unverdienterweiſe aufs gehäſſigſte angegriffen. Sie haben die Thatſache ver⸗ 
dreht und entſtellt. Sie handelten unwürdig eines Ehrenmannes. Es iſt mir 
nicht in den Sinn gekommen, die hohen Verdienſte des Deutſchen Comité's, dem 
wir durch feine gegenwärtige Energie und raſtloſe Thätigkeit einen ſo kräftigen 
Schutz der Deutſchen Intereſſen verdanken, ſchmälern zu wollen. Ich ſagte nur: 
„daß ich in den früheren Schritten deſſelben ein entſchiedenes Auftreten vermißt 
hätte.“ Der ehrenwerthe und Hechgenchtete Herr Ordner unſerer Volksverſamm⸗ 
lung, der Herr Reg. Rath v. S., wird die Wahrheit dieſer meiner Ausfage bezeu⸗ 
gen. Mein Herr! Sind Sie ein Deutſcher Ehrenmann, ſo werden Sie der 
Wahrheit die Ehre geben und durch die Preſſe Ihren gehäſſigen Angriff Feen 
nehmen. 0 
Poſen, den 12. April. Das bisherige Bromberger Wochenblatt hat ſich 
mit dem 8. d. M. in eine neue politiſche Zeitſchrift unter dem Titel „Bromberger 
Deutſche Zeitung“ umgewandelt. In der erſten Nummer, die uns ſoeben zugeht, 
heißt es in der zweiten Hälfte des Proſpectus: Unſere polniſchen Mitbürger in der 
Provinz ſtreben jetzt mit Kraft nach nationaler Freiheit und Selbſiſtändigkeit und 
wir ſind ſoweit entfernt, dieſem Streben feindlich entgegenzutreten, daß wir dem⸗ 
ſelben vielmehr einen guten Erfolg wuͤnſchen und, was an uns iſt, zur Befreiung 
des ſo unglücklichen Volkes Alles beizutragen gern geneigt ſind. Die ſelbſtſuͤchtige 
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den 13. April 1848. 


Politik des vorigen Jahrhunderts hat dem Polniſchen Volke das bitterſte Unrecht 
angethan, und es erſcheint daher als die Pflicht einer auf Nationalität und Gerech⸗ 
tigkeit beruhenden Staatsweisheit, das Unrecht zu ſühnen und dem Nachbarvolke 
die Bedingungen, unter denen es ſich allein wieder zu nationaler Freihelt und 
Selbſtſtändigteit erheben kann, nach Kräften zu gewähren. Gewiß! Wir würden 
ſelbſt noch nicht verdienen, ein einig, freies und mächtiges Volk zu werden, woll⸗ 
ten wir den Polen den Wunſch nach nationaler Selbſtſtändigkeit verargen und 
ihnen dieſes Glück, von welchem alle andere Freiheit abhängig iſt, vorenthalten. 
Aber vergeſſen ſoll dabei nicht werden, daß die Freiheit der Polen nicht mit unſerer 
Knechtſchaft erkauft werden darf; und wenn es von der anderen Seite vergeſſen wer⸗ 
den ſollte, ſo wollen wir uns den Vergeßlichen thatfräftig in Erinnerung bringen. 
Vergeſſen ſoll es nicht werden, daß in der hieſigen Provinz eine volle halbe Mil- 
lion Deutſche wohnen, die für ihre Sprache, für ihre Sitte und Bildung und fuͤr 
die Freiheit ihres gemeinſamen Deutſchen Vaterlandes, ſich, wenn es Noth iſt, zu opfern 
bereit ſind. Das wird aber gegenwärtig verkaunt nicht bloß von den Polen, ſon⸗ 
dern ſelbſt von unſeren Mitbrüdern in Deutſchland; es wird verkannt, daß ganze 
Landſtriche dieſer Provinz germaniſirt ſind und daß wir nicht bloß der Zahl nach 
ein ſehr bedeutender Theil des Deutſchen Volkes ſind, ſondern daß wir auch als 
ein Deutſcher Vorpoſten im Slaviſchen Lande Deutſchland mit Polen vermitteln 
und daher dem gemeinſamen Vaterlande die wichtigſten Dienſte leiſten können und 
zu leiſten auch von Herzen bereit ſind. Geſtehen wir aber auch aufrichtig, Deutſche 
Brüder des Großherzogthums Poſen, daß wir an biefer Verkennung unſerer Be⸗ 
deutung ſelbſt mit Schuld ſind. Wir haben bisher zu wenige Lebenszeichen von uns 
gegeben und ſind erſt in den letzten Tagen durch die maaßloſen Verſuche einiger 
Polen, die uns Deutſche im Polniſchen Sinne mit reorganiſiren wollen, etwas aufs 
gerüttelt und zu Deutſchem Selbſtbewußtſein gebracht worden. — Achten wir uns 
ſelbſt, ſo wird man uns achten. — Bringen wir uns kräftig in Erinnerung, ſo 
wird man uns hören. Und um dieſes zu bewerkſtelligen, dazu ſoll, ſo Gott will, 
auch die Bromberger Deutſche Zeitung dienen. Sie ſoll eine Stimme Deutſchlands 
im Großherzogthum Poſen werden und wird es als eine Hauptaufgabe betrachten, 
Deutſches Leben, Deutſchen Geiſt und Deutſche Freiheit an der öſtlichen Grenze 
Deutſchlands nach Kräften zu befördern. Deinhardt. 

Czarnikau im ehemaligen Netzdiſtrikt, den 4. April. (Privatm. in der 
Berl. Spenerſchen Ztg.) So eben iſt hier die Proklamation des Polniſchen Na⸗ 
tional⸗Central⸗Comite's vom 1. April eingegangen, welche den Polniſchen Ein⸗ 
ſaſſen des Domainen » Amts Polajewo publieirt worden iſt. Dieſe Proklamatlon 
liefert den Beweis, daß unter veränderten Namen und Perſonen fortwährend eine 
Willkürberrſchaft in kraſſeſter Form ſich geltend machen, dem Volke die Ueberzeu⸗ 
gung, daß das Preußiſche Gouvernement beſeitigt ſei, aufbringen und daſſelbe durch 
die dargebotenen Lockſpeiſen unter die Waffen bringen will, um dieſelben demnächſt, 
nach Befinden der Umſtände, gegen die Preußiſche Regierung oder die Ruſſen zu 
kehren: Wir rufen dem Comite das bekaunte quousque tandem hiermit ernſtlich zu, 
wir fordern die rechtmäßige Staatsgewalt hiermit dringend auf, dieſem Unweſen 
endlich ein Ziel zu ſetzen, und machen dieſelbe für die Folgen verantwortlich, welche 
unausbleiblich find, wenn die empörte Deutſche Bevölkerung die Herſtellung der 
geſetzlichen Ordnung ſelbſt übernehmen wird. ’ 

—  EELEEEEEEEEEUREUREIG 
Mani fe ſt. (Eingeſandt.) 

Hört uns, Ihr deutſchen Brüder, in allen Gauen des gemeinſamen Vater⸗ 
landes, und auch Ihr, Polen, die wir ſo lange unſre Brüder genannt, mit 
denen wir friedlich auf gemeinſamen Boden gewohnt haben, hört unſer Wort! 

Mit heldenmüthiger That hat Deutſchland die Ketten geſprengt, die es ſo 
lange gefeſſelt hielten; aber kaum war ihm die Morgenröthe der Freiheit ange⸗ 
brochen, kaum durfte es zum erſten Male ausſprechen, was es empfand, was 
es dachte, als es die Stimme für Euch, Ihr langunterdrückten Polen, erhob, 
und ſich bereit zeigte, das Unrecht zu fühnen, das eine frühere Zeit an Euch 
verſchuldet hat. Das deutſche Volk, eben ſo edelmüthig als tapfer, verlangte 
Cure Erlöſung aus den Feſſeln des Zwangs, in welchem fremde Herrſcher Eure 
Nationalität, Euer edelſtes Gut, gefangen hielten und noch halten. Oftmals 
habt ihr mit heroiſchem Muthe Euch erhoben, um Eure Freiheit zu erkämpfen, 
— niemals iſt es Euch gelungen. Wenn es Euch jetzt gelingt, was wir Alle 
mit Euch wünſchen, ſo habt Ihr es, nächſt Eurer eignen Beharrlichkeit, ledig⸗ 
lich der Bruderliebe des deutſchen Volkes zu danken. Könntet Ihr die Stimmen 
überhören, die in allen Gauen Deutschlands für Euch ſich erheben? Könntet 
Ihr den freudigen Triumph vergeſſen, mit dem Berlins glorreiche Freiheits- 
kämpfer den Kerker Eurer edelſten Brüder geſprengt und fie der goldenen Frei⸗ 
heit wieder gegeben haben? Und wenn Ihr, polniſchen Brüder im Großher⸗ 
zogthum Poſen, die Macht gewonnen habt, Euch im Geiſte Eurer Nationalität 
zu reorganiſtren, wenn Ihr die Erſten von allen Euren Stämmen feid, die ſich 
wieder frei und flolz „Polen“ nennen dürfen, — wem anders verdankt Ihr 
diefes erhabene Glück, als der Bruderliebe und Thatkraft der Verliner Frei⸗ 
heitshelden! 

Aber wie lohnt Ihr ihnen dieſe Liebe? Kaum habt Ihr einige Macht in 
Händen, fo mißhandelt Ihr uns, die Brüder Eurer Befreier; beſchimpft uns, 
beraubt uns und bedrohet unſer Leben, bedrohet unſere Nationalität, die uns 
eben fo heilig iſt, als Euch die Eure. Wohl wiflen wir, daß die wahrhaft Ed⸗ 
len und Geſinnungsvollen unter Euch ſo zu handeln nicht fähig ſind; aber könnt 
Ihr leugnen, daß Viele unter Euch ſo handeln, und zwar ſo Viele, daß wir 
die Geſammtheit anzuklagen berechtigt ſind. Das Volk wird gegen uns Deut⸗ 
ſche Chriſten und gegen unſere Deutſchen Brüder moſaiſchen Glaubens durch 
falsche, aber lockende Verſprechungen aufgewiegelt, indem man vorgiebt, die 
Domainen⸗Güter unter daſſelbe vertheilen zu wollen, — wie dies kürzlich bei 


\ 
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Czarnikau geſchehen iſt. Viele von Euch brechen, auf die Gewalt der Zeit troz⸗ 
zend, Na de Andere, in großer Anzahl ſich zuſammenſchaarend, 
drohen unverholen, daß ſie uns zwingen würden, mit ihnen gemeinſchaftliche 
Sache zu mache n. Ihr vertreibt mit roher Gewalt die Preußiſchen Beamten 
und beſchimpft die Abzeichen der Preußiſchen Regierung. Heißt das: Eure Na⸗ 


tionalität wahren und unſere Nationalität ehren? Habt Ihr ſo raſch vergeſ⸗ 


ſen, was Ihr dem Preußiſchen Gouvernement ſchuldig ſeid, welche Wohlthaten 
—— 


wieſen hat? ſt das Volk im Großherzogthum Poſen durch das 
dea Geenen nicht auf eine ſolche Stufe der Cultur, der Geſittung 
und des Wohlſtandes gehoben worden, daß es unter allen ſeinen Stammver⸗ 
wandten weit oben an ſteht? Vergleicht doch mit ihnen Eure Bruderſtämme 
in Ruſſiſch⸗Polen und Galizien]! Vergleicht deren Lage mit der Eurigen! Dort⸗ 
hin geht zu retten und zu helfen, wenn das Wohl Eurer polniſchen Brüder 
Euch wahrhaft am Herzen liegt, dorthin werden Euch unſere Sympathicen, ja 
mehr noch, dorthin wird Euch unſer Beiſtand folgen! Nicht aber wiegelt hier 
die Bauern auf, die das Glück ihrer Lage wohl empfinden und zum großen 
Theil Euer Treiben mit Unwillen zurückweiſen. Ihr ſollt Euch reorganiſiren; 
— wohlan fo deſorganiſirt nicht! Achtet die Ordnung, ehret den Beſitz, 
ſtöret nicht die Ruhe und die Geſetzlichkeit! Ihr wollt ein eignes Volk ſein, — 
zeigt denn, daß Ihr würdig ſeid, es zu ſein! Weiſet durch die That den Vor⸗ 


wurf zurück, den Jahrhunderte auf Euer Haupt geſchleudert haben: daß Ihr 


unfähig ſeid, Euch ſelbſt zu regieren. Werdet nicht zu Verräthern an der Bru⸗ 
derliebe der Deutſchen, welche Eure Feſſeln zerbrochen, Eure Freiheit mit ihrem 
Blute miterkauſt haben! Ehret unſere Nationalität, und wir wollen fernerhin 
wie Brüder friedlich auf gemeinſamer Scholle nebeneinander wohnen. Gebt den 
thörichten und ungerechten Gedanken auf, uns, die wir Deutſche find, zu Po⸗ 
len machen zu wollen. Das wird Euch nie gelingen! Wir halten feſt an uns 
ſeren Brüdern, feſt an unſerem theuren Vaterlande, feſt an unſerem Regen⸗ 
tenhauſe! Verſucht keine Gewalt! Blut könnt Ihr vergießen, Flüche von 
Wittwen und Waiſen auf Eure Häupter laden, — aber uns von dem Herzen 
unſeres Deutſchen Vaterlands loszureißen, das wird Euch nie, nie gelingen! 

Wir ſtehen für unſer Land, 

Wir ſteh'n für unſre Weiber, unſre Kinder, 

Wir wollen ſein ein einig Volk von Brüdern, 

In keiner Noth uns trennen und Gefahr! 

Wir wollen frei ſein, wie die Väter waren, 

Eher den Tod, als in der Knechtſchaft leben. 

Wir wollen trauen auf den höchſten Gott 

Und uns nicht fürchten vor der Macht der Menſchen. 

Das Alte ſtürzt, es ändert ſich die Zeit 

Und neues Leben blüht aus den Ruinen. Schilter. 

Euch aber, Ihr Deutſchen Brüder, in allen Gauen des Vaterlandes, 

Euch ſtrecken wir die Bruderhand zum unlösbaren Bunde, zu untrennbarer 
Vereinigung entgegen! Ihr werdet ſte nicht zurückſtoßen, deß ſind wir gewiß, 
Ihr werdet die Brüder nicht von Eurem Herzen reißen laſſen, Ihr werdet nicht 
dulden, daß 500,000 Deutſche unter das Joch Polniſcher Fremdherrſchaft in 
dem Moment gebeugt werden, wo die Sonne der Freiheit mit himmliſchem 
Glanze dem gemeinſamen Vaterlande aufgegangen iſt. Ihr werdet nicht mit 
Eurem Blute Polens Freiheit miterkämpft haben, um eine halbe Million Eurer 
Brüder allen Ausbrüchen des Haſſes der fanatiſirten Hefe des Polniſchen Vol⸗ 
kes preiszugeben! Ihr werdet uns nicht der Verſpottung, der Plünderung, 
dem Raube, dem Meuchelmorde in die Arme liefern! Ihr werdet in dem Au⸗ 
genblick, wo Ihr einem Deutſchen Bruderſtamm helft, das Däniſche Joch 
von feinem Nacken abzuſchütteln, nimmer dulden, daß einem andern Bruders 
ſtamm das Polniſche Joch aufgelegt werde! 


ein Drittheil Polen, und jo fort i i 
Seien grenſeaben re in allen an die Neumark, Weſtpreußen und 
Drum auf, Ihr Deutſchen Vrüder, und leihet uns Eure tapfern Arme, 
wenn wir deren bedürfen! Willigt nimmer in die Lostrennung des Deutſchen 
Theils von Poſen; duldet nimmer, daß das Vaterland verſtümmelt werde durch 
ve 5 a 99 in ſeinen Organismus! Rettet Eure be⸗ 
rohten Brüder, rettet Deutſche Sitte, Deut eutſche Bil⸗ 
dung vor Polniſcher rn für Beflanung , Dtutſche Bil 
Und Ihr, Deutſche Fürſten, zeigt auch hier, daß Eure Herzen wahrhaft 
Deutſch ſind, daß Ihr das Vaterland ee a das 100 
des Deutſchen Brudervolks in allen Gauen wahrhaft heilig iſt, und daß Ihr 
die Unverletzlichkeit des gemeinſamen Vaterlandes an ſeinen fernſten Grenzen 
zu wahren und zu beſchirmen entſchloſſen ſeid. Deutſche ſind wir und wollen 
Deutſch bleiben, treu bleiben unſerem angeſtammten Könige, treu dem ge⸗ 
meinſamen theuren Vaterlande! Schon träumt Polen von einer Republik; wir 
aber ſchaudern zurück vor dieſem Gedanken, wir wenden uns entſetzt ab von 
dem Bilde einer polniſchen Republik! Wir wollen theilhaft werden der Frei⸗ 
heit, welche unſer Deutſches Volk errungen hat, aber wir wollen auch ferner⸗ 
hin die freien Unterthanen unſeres Königs bleiben, 
Denn herrenlos iſt auch der Frei'ſte nicht, 
Ein Oberhaupt muß fein, ein höchſter Richter, 
Wo man das Recht mag ſchöpfen in dem Streit. Schiller. 
Und ſo wenden wir uns endlich, mit ehrfurchtsvoller Bitte, zu Dir, un⸗ 
ſerem angeſtammten Könige, und zu Euch, Ihr Männer, die Ihr vom Könige 
hergeſendet ſeid, für unſer Wohl zu ſorgen, das Recht zu handhaben, unſer 
Recht zu wahren, Ordnung und Geſetzlichkeit zu beſchirmen. Erkennet die 
ganze Größe Eurer Miſſion, erfüllet wie ächte Deutſche Männer Eure heilige 
Pflicht, ſeid ſtark und feſt im Augenblicke der Gefahr, bleibet uns treu in der 
Noth und rechnet Eurerſeits auf unfere Treue, unſere Hingebung, unſeren 
Beiſtand, unſere Kraft! ; 
Unſer Wahlſpruch fei: „Freiheit dem unterdrückten Polen! Friede mit 
unſern Polniſchen Brüdern! Für uns aber: Deutſchland für immer!“ 
Das Deutſche Comité in Rogaſen. (Folgen die Unterſchriften.) 
enen 
(Deutſcher konſtitutloneller Klubb.) — Am 7ten d. M. fanden 
ſich im Lokale des Odeums etwa 20 hieſige Einwohner zuſammen und konſtituir⸗ 
ten ſich als Deutſcher konſtitutioneller Klubb. Es wurde hiernächſt 
ſolgendes Statut angenommen: 


§. 1. Der Klubb ſetzt ſich zum Zweck die Verſtändigung über die Bedeu⸗ 


tung und Ausübung der durch die konſſitutionelle Verfaſſung verliehenen Rechte 
und die Wahrnehmung der Intereſſen der Deutſchen Bevölkerung des Groh⸗ 
herzogthums. F. 2. Mitglied des Klubbs wird jeder unbeſcholtene, großjährige 


Staatsbürger, der durch ein Mitglied angemeldet wird und einen Thaler Auf⸗ 


nahmegeld entrichtet. §. 3. Die Berathungen des Klubbs leitet ein Sprecher 
oder deſſen Stellvertreter, welche durch abſolute Stimmenmehrheit auf eine be⸗ 
ſtimmte Zeit gewählt werden. Der Sprecher hat das Recht, Secretaire und 
Erſatzmänner für dieſelben zu erwählen. F. 4. Alle zur Diskuſſton zu flellenden 
Anträge müſſen zuvor beim Sprecher angemeldet werden. Die Anmeldung ge⸗ 
ſchieht ſpäteſtens bis Mittag des Sitzungstages. In dringenden Fällen iſt dem 
Sprecher geſtattet, auch ſpäter geſtellte Anträge zur Beſprechung zu bringen. 
8.5. Alle Erlaſſe und Bekanntmachungen vollzieht der Sprecher und der fun⸗ 
girende Secretair. Die Protokolle zeichnet der Secretair. 8.6. Der Eintritt 
als Zuhörer ficht Jedem offen, welchem vom Sprecher oder deſſen Beauftragten 
eine Karte zu dieſem Zwecke verabfelgt wird. 


- Hochverrath an dem Deutſchen Heldenvolke wäre es, das zu glauben 
Wie Schleswig und Holſtein Deutſche Provinzen ſind, in gre 
Nicht die Scholle beſtimmt die Nationalität eines 


Theil von Poſen Deutſch. 


Landes, ſondern das Volk, das auf dieſem Boden wohnt. 
nikau leben 56,700 Deutſche, und nur 8400 Polen; 
Deutſche, und nur 3600 Polen; in Obornik zwei Drittheile Deutſche und nur 


ſo iſt auch ein großer 


Im Kreiſe Czar⸗ 
in Chodzieſen 45,500 


Hiernächſt wurden auf einen Monat zum Sprecher der Land⸗ und Stadt⸗ 
gerichts-Rath Neumann, 
zum Rendanten der Kaufmann Trepp macher gewählt. 
Ort wurde der Saal des Odeums und als Zeit die Abendſtunden von 6 Uhr ab 
an jedem Montag und Donnerſtag beſtimmt. Cr. 


zu deſſen Stellvertreter der Profeſſor Loew und 
Als Verſammlungs⸗ 


Bekanntmachung. 

Die Herren Bezirksvorſteher find beauftragt wor⸗ 
den, die nach §. 1. des Wahlgeſetzes vom Sten d. 
M. im hieſigen Stadtbezirke befindlichen ſtimmbe⸗ 
rechtigten Wähler zu ermitteln. Sie werden ſofort 
für alle einzelnen Häuſer Formulare zu den Verzeich⸗ 
niſſen vertheilen und die Wähler darin verzeichnen 
laſſen. Damit ſpätere Reklamationen vermieden 
werden, fordern wir alle männlichen Einwohner im 
hiefigen Stadtbezirke, welche 

1) Preußiſche Unterthanen, und 

2) ſpäteſtens am Iften Mai 1824 geboren find, 

3) feit ſpäteſtens den Ifien November 1847 in hie⸗ 
figem Stadtbezirke ihren Wohnſitz oder Auſent⸗ 

halt haben, 

4) den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge 
rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes nicht 
verloren haben, und 

5) aus öffentlichen Mitteln Armenunterſtützungen 
nicht beziehen, 

auf, dahin zu ſehen, daß fie in die Verzeichnſſſe aufs 
genommen werden, auch für die Beſchaffung der er⸗ 
forderlichen Beweismittel zu ſorgen, um entſtehende 
Zweifel über ihre Befähigung als Wähler ſofort be⸗ 
ſeitigen zu können. 

Poſen, den 1I. April 1848. 

N Der Magiſtrat. 


— —— p BET — 


Der Unterricht in ſämmtlichen Klaſſen des Königl. 
Friedrich⸗Wilhelms⸗Gymnaſtums iſt am heutigen 
Tage geſchloſſen worden und wird nach den Oſter⸗ 
Ferien am dten Mai d. J. wiederum feinen Anfang 


nehmen. Die Prüfung der mit Beginn des Som⸗ 
merſemeſters neu eintretenden Schüler wird am Aten 
Mai Vormittags von 9 Uhr ab im großen Hör⸗ 
ſaale der Anſtalt ſtattfinden. 3 
Der Jahresbericht über das vollendete Schuljahr 
wird, da die öffentliche Prüfung diesmal unterbleibt, 
nach Beginn des neuen Kurſus veröffentlicht werden. 
Poſen, den 12. April 1848. ö ; 
Der Direktor des Königlichen Friedrich- 
Wilhelms⸗Gymnaſiums. 
r 
Ein Sohn rechtlicher Eltern, der der Deutſchen 
und Polniſchen Sprache mächtig iſt und die Hand⸗ 
lung erlernen will, findet ſofort ein Unterkommen 


bei Guſtav Bielefeld, 


Markt No. 87. 

n a N ae 

Wilhelmsplatz No. 9. find zwei fehr gut gerittene 
militairfromme Pferde, die auch ſehr elegant im 
Wagen gehn, fo wie Sattel» und Reitzeug, Ge⸗ 
ſchirr, verſchiedene Militair-Effekten, Möbel und 
Hausrath, eine polirte Zimmerwand, Wachs⸗ und 
Fußteppiche, eine Gartenlaube u. ſ. w. billig zu 
verkaufen. 


Mer za - WI HE SAZESEIEe Fun 
Für Damen die neueſten Bordüren⸗Strohhüte 
von 25 Sgr. ab Markt No. 62. g 
7. ge ei aa 
24 gemäſtete Ochſen find gleich zu verkaufen. Nä⸗ 
heren Beſcheid erhält man am Wilhelmsplatz im 
Liß nerſchen Haufe Iſte Etage. 


2 Thaler Belohnung. f 
Ein Armband, beſtehend aus rothen Elſenbein⸗ 


Ringen, durch ſilberne Klammern verbunden, iſt 
am Iten d. M. auf der Wilhelmsſtraße verloren ge» 
gangen. Dem Wiederbringer deſſelben — Wilhelms⸗ 
platz No. 6. Parterre — obige Belohnung. 


Es iſt mir vor einigen Tagen in dieſer Zeitung der 
Vorwurf gemacht, daß ich bei Gelegenheit eines in 
der vorigen Woche vor dem Rathhauſe ftattgefundes 
Tumultes die Acußerung gethan, 

die Juden hätten die Soldaten abſichtlich durch 
Branntwein zu Exceſſen aufgereizt. 

Ich ſehe mich veranlaßt, hierauf Nachſtehendes 
zu entgegnen: 

In der vorigen Woche waren eines Abends vor 
dem Ratlhhauſe Reibungen zwiſchen Militair- und 
Civil⸗Perſonen vorgekommen, die jedoch durch den 
Herrn Major du jour ſofort in friedlicher Weiſe bes 
feitigt wurden, wozu auch ich nach meinen Kräften 
beigetragen habe. Nachdem die Ruhe wieder herge⸗ 
ſtellt war, begleitete ich den Herrn Major du jour 
nach der Hauptwache, beſprach mit ibm den Vor⸗ 
fall und theilte ihm bei diefer Gelegenheit mit, daß 
ſich die Leute erzählen, die Soldaten ſeien von ih⸗ 
ren Jüdiſchen Wirthen mit Branntwein traktirt wor⸗ 
den.” Es it unwahr, daß ich dem Herrn Major 
du jour oder Jemand anders die Mittheilung ge⸗ 
macht, daß die Jüdiſchen Einwohner die Soldaten 
durch Branntwein zu Exceſſen aufgereizt haben, und 
ich glaube, daß durch meint Denkungsart und bis⸗ 
herige Sandtungsweife jener Vorwurf gewiß wider⸗ 

wird. : 
ofen, den 12. April 1848, 
Guderian, ; 
Stadt⸗Syndikus und Bürgermeiſter. 


für das Großherzogthum Poſen. 


den 13. April 1848. 


Zweite Beilage zur Zeitung 


z Berlin, den 11, April. 

Der Vereinigte Landtag konnte während feines letzten Beifammenfeins ſich 
nur mit der Begutachtung Königlicher Votſchaften beſchäftigen und mußte auf 
die Verathung anderer, wenn auch noch fo wichtiger Gegenſtände verzichten. 
Hierzu gehört namentlich eine nähere Unterſuchung der Lage der arbeitenden 
Klaſſen. Mehrere Abgeordnete, von der Bedeutung dieſer Aufgabe tief durch⸗ 
drungen und von den Betheiligten ſelbſt dazu aufgefordert, dieſe Angelegenheit 
auf dem Landtage zur Sprache zu bringen, haben ſich unter ſolchen Umſtän⸗ 
den darauf beſchranken müſſen, den nachfolgenden Antrag bei dem Königlichen 
Staats⸗Miniſterio einzureichen und perſönlich auf das Angelegentlichſte zu un- 
terflügen. 

Antrag. 
N Hohes Staats-Miniſterium! 

Die Lage der arbeitenden Klaſſen — bisher viel zu wenig ins Auge ge⸗ 
faßt — erheiſcht die dringendſte und ſchleunigſte Aufmerkſamkeit. — Alle jene 
Klaſſen haben darauf Anſpruch, ſowohl Fabrik⸗ und Tagearbeiter, wie Hand⸗ 
werker und andere Gewerbtreibende, zunächſt aber diejenigen, welche unter 
dem Drucke der Verhältniſſe beſonders leiden. 

Ihr Wohlergehen bedingt ſich wechſelſeitig, übt auf unzählige Verhältniſſe 
des Familien- und bürgerlichen Lebens den größten Einfluß aus, namentlich 
auch auf die große Zahl derer, welche der Kleinhandel beſchäftigt. 

Unſtreitig gehört dieſe Aufgabe zu den ſchwierigſten, welche unſerer Zeit 
vorbehalten find. Allein fie kann und darf nicht ungelöft bleiben, und gewiß 
wird auf dem erſten Streben für das Wohl unſerer Brüder und Mitbürger 
Gottes Segen ruhen. 

Indeſſen kann es nicht zweifelhaft ſein, daß nach den örtlichen Verhältniſ⸗ 
ſen und den verſchiedenen Erwerbszweigen, auch verſchiedene Mittel werden an- 
gewandt werden müſſen. Wir enthalten uns daher einzelner Andeutungen in 
der Hoffnung, daß es zur möglichst richtigen Erkenntniß der Sachlage führen 
wird, wenn Ein Hohes Staats-Minifterium unferen ganz gehorſamſten Vor⸗ 
ſchlag und Antrag genehmigt, welcher dahin geht: 

‚Daß in allen Landestheilen ſchleunigſt Commiſſtonen aus Arbeitgebern 
und Arbeitenden jeder Art gebildet werden, um gemeinſam die dringend— 
ſten Mittel zu berathen, welche am geeignetſten ſind, die Verhältniſſe 
der arbeitenden Klaſſen zu beſſern und zu heben.“ 

Wir wollen hierdurch keinesweges unerfüllbare Hoffnungen erregen, ſind 
aber der Meinung, daß durch ſofortige Gewährung des Antrages manche er- 
hebliche Mißſtände ſich am beſten werden erkennen und beſeitigen laſſen. 

Berlin, den 4. April 1848. 

Die Landtags-Abgeordneten: 5 
Fr. Diergadt. Dittrich. Knoblauch. Schauß. Moewes. Fürſt Lichnowsky. 
Gr. v. Oppersdorff. Haeger. W. Bertelsmann. Sterneberg. Bellebaum. 
Grunau aus Elbing. Budde Kraemer. v. Schadow. Grunau aus Stolp. 
B. Müller. Jortz. Fürſt Lynar. Bracht. Hanſtein. Neuhaus. Müller. 
Jorkes. Hübler. Dahmen. Winzler. Verein. Raddatz. F. Borddinghaus, 
Krauſe aus Schleſten. v. Waldow und Reitzenſtein. Borris. Görriſſen. 

a v. Steffens. Milde. v. Brandt. Gr. v. Loe. 


Vereinigter Landtag. 

Die vierte und letzte Sitzung des zweiten und letzten vereinigten Landtags 
begann, nach fünftägiger Pauſe, am 10. d Mts., Vormittags 104 Uhr, unter 
Vorſitz des Marſchalls Fürſten L. zu Solms⸗-Lich, mit Verleſung des Proto⸗ 
kolls der vorigen Sitzung vom Öten. Als der Marſchall, Namens der Ver— 
ſammlung, die Genehmigung und Annahme des Protokolls verkünden wollte, 
erhob ſich Hr. Schauß und wünſchte den Zuſatz, daß auch er gegen die Wah— 
len der Nationalvertreter am Deutſchen Bunde Verwahrung eingelegt habe. 
Hr. Dr. Zimmermann ſchlug die Veröffentlichung der in den einzelnen pro⸗ 
vinzialſtändiſchen Verſammlungen aufgenommenen Wahlprotokolle vor. Dem⸗ 
nächſt machte der Landtags⸗Commiſſar, Staatsminiſter Camphauſen, fol⸗ 
gende Mittheilung der Regierung: 

Se Majeſtät der König haben mir befohlen, dem hohen Vereinigten 
Landtage zu eröffnen, daß Allerhöchſtdieſelben gern den Bericht über die in Folge 
des Allerhöchſten Propoſitions-Dekrets vom 3. April vollzogenen Wahlen zur 
Deutſchen National-Vertretung entgegengenommen haben. Dieſe Wahlen und 
ihre Form waren geboten durch den Beſchluß der Deutſchen Bundesverfamme 
lung vom 30. März, durch die in Uebereinſtimmung mit demſelben getroffene 


beſchloſſen hat, daß anſtatt auf 70,000 auf 50,000 Seelen nach der Bundes- 
Matrikel ein Abgeordneter ohne Beſchränkung in Beziehung auf Cenſus, Stand 


der Ueberſchuß der Bevölkerung 25,000 Seelen überſteigt, ein weiterer Abge⸗ 
ordneter zu wählen fei, und daß jeder kleinere Staat, deſſen Bevölkerung nicht 


ſchriften über gewiſſe Eigenſchaften in Beziehung auf Wahlcenſus oder Bekennt⸗ 
niß einer beſtimmten Religion vorkommen und eine Wahl nach beſtimmten 


daß jeder Deutſche, wenn er die voranſtehenden Eigenſchaften beſitzt, wähl⸗ 
daß er dem Staate angehöre, welchen 


Se. Mafeſtät ſehen ſich hierduech bewogen, auf die Abordnung der von 
dem Vereinigten Landtage Gewählten zu verzichten, in der vertrauensvollen 
Erwartung, daß die getreuen Stände die Nothwendigkeit dieſes Entſchluſſes 
nicht verkennen werden. Wenngleich die Wahl einem bestehenden Beſchluſſe 
des Bundestages gemäß vorgenommen worden, ſo iſt doch nunmeyr ein anderer, 
von derſelben Behörde gefaßter Beſchluß an deſſen Stelle getreten, und da in 
einigen Bundesländern bereits zur Ausführung geſchritten wird, ſo würde durch 
das Beharren bei der vollzogenen Wahl das Preußiſche Volk in ungenügender 
Zahl vertreten, die Verſammlung ungleichmäßig zuſammengeſetzt und das Werk 
des Friedens im Beginne durch einen Anlaß zur Uneinigkeit geſtört fein. Da⸗ 
rauf aber glaubt Sr. Majeſtät Regierung unter den geänderten Umſtänden 
vorzugsweiſe hinwirken zu müffen, daß in der von der geſetzlichen Behörde zu⸗ 
fammenberufenen Verſammlung das Preuziſche Volt vollzählig und unbefiritten 
vertreten ſei; Preußen will die Einheit Deutſchlands, es will dazu die Hand 
bieten, es will aber auch dazu mitwirken. Demgemäß wird die in Frankfurt 
zuſammentretende Verſammlung zur Beſchluß fähigkeit der Anweſenheit der 
Preußiſchen Abgeordneten bedürfen. 

Wir werden uns unverweilt mit den Anordnungen zur Vollziehung und 
Beſchleunigung der Wahlen in Uebereinſtimmung mit den vom Bundestage ge⸗ 
faßten Beſchlüſſen beſchaftigen, damit unſere Abgeordneten möglichſt bald im 
Frankfurt eintreffen können, und wir erwarten, daß das ganze Volk den Stolz 
haben werde, uns in dem Beſtreben zu unterſtützen, die Nation mit voller Bes 
rechtigung und in voller Zahl in Frankfurt vertreten zu ſehen. 

Der Landtag hat, auf Befragen, faſt einſtimmig die Wahlen für nicht 
geſchehen erklärt. f 

Hierauf verlas der Referent der 3. Abtheilung, Br. Knoblauch, das 


nachſtehende . 
Gutachten 
der dritten Abtheilung beider Kurien des zweiten Vereinigten Landtages. 

Die Allerhöchſte Botſchaft vom 4. d. M. fordert die zum zweiten Vereinig— 
ten Landtag verſammelten Stände auf, ihre Zuſtimmung zu ertheilen, 

„daß unter Verantwortlichkeit des Miniſteru gegen die zunächſt zuſammen⸗ 

kommende Volks⸗Vertretung die zum äußeren Schutze der Monarchie ſo⸗ 

wohl, als zur Wiederherſtellung des Kredits und zur Aufrechthaltung der 

Induſtrie erforderlichen Geldmittel erhoben oder beſchafft werden dürfen, 

jet es mittelſt neuer oder Erhöhung älterer Steuern, oder durch rechtsgül⸗ 

tig zu contrahirende Anleihen.“ 5 

In welchem Grade dieſe Aufgabe den Landtag auch überraſchen mußte, als 
er ſich bereits am Ziele feiner Wirkſamkeit glauote, ſo konnte doch Niemand 
zweifelhaft ſein, daß der Drang gewaltiger Welt- Ereigniſſe außerordentliche 
Maßregeln erheiſche. Von der hohen Wichligkeit des Gegenſtandes tief durch⸗ 
drungen, hat ſich die Abtheilung demnach der Prüfung deſſelben mit dem ge⸗ 
wiſſenhafteſten Ernſte unterzogen, und iſt dabei von dem bereitwilligſten Ent⸗ 
gegenkommen der Räthe der Krone unterſtützt worden. Die Bewilligung von 
Steuern und Staats-Anleihen ſteht nach dem Patente vom 3. Februar v. J. dem 
Vereinigten Landtage unbedingt zu. So lange daher die Verſammlung, welche 
eine neue Reichsverfaſſung zwiſchen der Krone und dem Volke vereinbaren ſoll, 
noch nicht gewählt iſt, kann der geſetzlich beſtehende Landtag ſich der Pflicht 
nicht entziehen, dieſes Recht zu üben, am wenigſten, wenn, wie in dem gegen⸗ 
wärtigen Augenblicke, dem Vaterlande Gefahr droht. Es fragt ſich daher: 

1) Machen die herrſchenden Zuſtände außerordentliche Geldbewilligungen un⸗ 
abweislich? und 
2) in welcher Art kann dem Bedürfniß genügt werden? ! 

Es war leider unvermeidlich, daß der plötzliche und durch verhängnihvolle 
Ereigniſſe auch in unſerem Vaterlande herbeigeführte Uebergang aus einem ver— 
alteten und unhaltbaren Regierungs-Syſtem zu einer freieren, lange verheiße⸗ 
nen und fiets vergeblich erbetenen volksthümlichen Entwickelung beklagenswerthe 
Erſchütterungen der geſetzlichen Ordnung und des ruhigen Verkehrs nach ſich 
zog. In Folge deſſen tralen, wie die Herren Miniſter uns nachgewieſen haben, 
ſeit dem vorigen Monate in den verſchiedenen Theilen der Monarchie größere 
oder kleinere Ausfälle in den Steuer und Staats-Einnahmen ein, und es 
muß dieſe Verminderung natürlich ſo lange fortdauern, bis die Ordnung voll- 
ſtändig wieder hergeſtellt iſt und ein Jeder zu dem emſigen Betriebe ſeines Be- 
ruſes wieder zurückkehren kann. Unter ſolchen Umſtänden reichen aber die lau- 
fenden Staals-Einnahmen für letzt und die nächſte Zeit nicht einmal zur Dek⸗ 
kung der nothwendigſten Ausgaben hin, und es iſt ganz unmöglich, außerordent⸗ 
liche Vedürfniſſe davon zu beſtreiten. Gleichwohl iſt es unerläßlich, nach den 
verſchiedenſten Richtungen dafür Rath zu ſchaffen. Es ſind nicht nur zur kräf⸗ 
tigen Aufrechthaltung der Geſetze und der bürgerlichen Ordnung außergewöhn⸗ 
liche Mittel erforderlich, ſondern es muß auch den, unter dem Drucke ſolcher 
Zeiten beſonders leidenden Handels-, gewerblichen und landwirthſchaftlichen 
Verhältniſſen eine ſorgfältige Beachtung gewidmet, inſonderheit aber für Bes 
ſchäftigung derjenigen Arbeiter geſorgt werden, welche mit ihrem Lebensunter⸗ 
halt auf ihr Tagewerk angewieſen ſind, und denen es wirklich an Arbeit man⸗ 
gelt. Zu dem Allen muß die Sicherung des Staats nach Außen wahrgenom⸗ 
men werden. Es wäre unverantwortlich, wenn die Deckung der Grenzen ver— 
abſäumt würde. Gerade um den Frieden aufrecht zu halten, muß Preußen 
zum Kriege gerüſtet ſein. Nach den ſehr befriedigenden Mittheilungen 
welche der Herr Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, auf Grund offt⸗ 
cieller diplomatiſcher Eröffnung und einer genauen Kenntniß der Verhältniffe, 
der Abtheilung zu geben im Stande war, iſt nicht zu beſorgen, daß 
fremde Mächte Deutſchland oder Preußen mit Krieg bedrohen. 
Allein in der nationalen Entwickelungsperiode, in welcher der größte Theil 
Europas begriffen iſt, kann die Veranlaſſung zu einem Kriege auch gegen 
die Abſicht der Regierung durch unvorherzuſehende, aus der Mitte der 
Völker ſelbſt hervorgehende Bewegungen herbeigeführt werden. Gewiſſe Vor⸗ 
bereitungen für die Möglichkeit eines Krieges, ſo wie zur Wiederherſtellung der 
Ruhe im Innern, namentlich zum Schutz des in einigen Gegenden angegriffe⸗ 
nen Privat⸗Eigenthums, haben bereits Maßregeln, wie unter anderm die 
Einberufung der Kriegsreſerve der Infanterie und eines Theils der Landwehr 
und dadurch eine Erhöhung der Ausgaben für militairiſche Zwecke von 500,000 
Thlr. monatlich über den Friedens⸗Etat veranlaßt. Es iſt aber vor⸗ 
auszusehen, daß dieſe Summe, ganz abgeſehen von wirklichen Kriegsrüſtungen, 
nicht einmal für die vorläufigen Sicherungs⸗Maßregeln ausreicht, und daß 
hierzu noch eine große Ueberſchreitung des bisherigen Etats in den nächſten 
Monaten nothwendig wird. Bringt man außerdem die Koſten in Anſchlag, 
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welche andere Einrichtungen, deren nähere Bezeichnung ſich der Herr Miniſter 
des Innern vorbehält, gleichzeitig erforderlich machen dürften, um in dieſer 
aufgeregten Zeit die Ausſchweifungen eines ungeregelten Gebrauchs der Freiheit 
zu verhüten, ſo würde dazu in den nächſten beiden Monaten, alſo in der Zeit, 
welche noch mit den Vorbereitungen für den Zuſammentritt der Volksvertre⸗ 
tung hingeht, für die eben gedachten Zwecke etwa 2 Mill Thlr. 
nothwendig ſein. Sollte endlich für den Fall eines Krieges — den Gott 
verhüten wolle — die Mobilmachung des ganzen Heeres, einſchließlich der bei⸗ 
den Aufgebote der Landwehr, eintreten müſſen, ſo würde dazu nach den mäßig⸗ 
ſten, von dem Kriegsminiſterium veranlaßten Anſchlägen, eine Summe von 
15 Millionen erforderlich werden. Nach dieſen Eröffnungen drängte 
ſich vor Allem die wichtigſte Frage, nämlich die nach der Höhe des Staats- 
ſchatzes, unaufhaltſam hervor. Eine Mittheilung hierüber wurde daher von 
dem Herrn Finanzminiſter erbeten und bereitwillig ertheilt. Die Beſtände 
der Schatzkammer beliefen ſich Anfangs 1847 in runder Summe auf 19 
Mill. 500,000 Thlr. 

I) Davon wurden im Jahre 1847 entnommen zu den Roggen-Ankäufen 
wegen der Theuerung 4 Mill. Thlr., worauf 889,000 bereits an die Generals 
Staats⸗Caſſe zurückgezahlt find, und 998,000 Thlr. zwar noch erſtattet werden 
ſollen, jedenfalls aber für die Bedürfniſſe der nächſten Zeit nicht disponibel ſind. 
2) Zur Realifation der Caſſen-Anweiſungen find 3 Mill. Thlr. (von denen 
vorläufig 1 Mill. erhoben iſt) beſtimmt worden, — eine Maßregel, welche ſich 
zur Aufrechthaltung des Staats⸗Credits beſonders deshalb empfiehlt, weil dies 
faſt in allen Zollvereins und mehreren benachbarten Staaten beliebte und in 
großen Summen circulirende Austauſchmittel gerade unter den gegenwärtigen 
Zeitumſtänden von dort theilweiſe zurückkehrt. 3) Der preußiſchen Bank iſt zur 
Erweiterung ihres jetzt für den Handel und den Gewerbfleiß fo nöthigen Ges 
ſchäfts⸗-Verkehrs eine Summe von 3 Mill. Thlr. überwieſen; 4) und endlich 
ſind in gleicher Berückſichtigung der gegenwärtigen Umſtände zur Errichtung 
von Lombard- und Disconto-Caſſen in Berlin und den Provinzen I Million 
Thlr. beflimmt. Entnommen find alſo aus dem Staatsſchatz ſeit Anfang des 
vorigen Jahres 11 Mill. Thlr., und gegenwärtig befinden ſich noch 
darin, — und zwar in edlen Metallen — 8 Mill. 500,090 Thlr. 

Von dieſer Summe dürften für das Bedürfniß der nächſten Monate in 
Anſpruch genommen werden die oben gedachten, theils zur Ergänzung des Hee— 
res, theils zur Ergreifung kräftiger Mahregeln, zur Herſtellung der Ruhe im 
Innern des Landes 2 Mill. Thlr. Zur außerordentlichen Beſchäftigung brod-⸗ 
lofer Arbeiter, etwa durch Bauten und Erdarbeiten I Mill. Thlr. Die bevor- 
ſtehenden Ausfälle an den Zöllen, Steuern und andern Staats⸗Einnahmen 
laſſen ſich zwar nicht mit Gewißheit angeben; bei der großen Stockung der Ge⸗ 
werbe und des Handels, und den damit verbundenen Einſchränkungen aller 
Art iſt indeſſen zu befürchten, daß fie ſehr erheblich fein werden, und in den 
nächſten Monaten etwa 2 Mill. Thir. betragen dürften und für das laufende 
Bedürfniß anderweitig erſetzt werden müſſen. Wenn für dte faſt unvermeidliche 
Beſtreitung dieſer Ausgaben von ungefähr 5 Mill. Thlr. der Staats⸗Schatz zu⸗ 
nächſt in Anſpruch genommen werden muß, fo würden dann nur noch 3 Mill. 
500,000 Thlr. verbleiben, eine überaus mäßige Summe, welche man theils als 
ein zu reſervirendes Minimum betrachten muß, und von dem höchſt wahrſchein⸗ 
lich ein großer Theil zur Unterſtützung von Disconto- und ſolchen Inſtituten 

wird verwendet werden müſſen, welche eine erleichterte Beleihung bezwecken. 
Die Vaar-Veſtände der General-Staats-Kaſſe können zur Veſtreitung 
der laufenden Ausgaben in keiner Art verkürzt werden, ja es befindet ſich unter 
ihren Effekten ein Guthaben von ungefähr 2 Mill. Thlr. bei der K. Bank, über 
welches nur allmälig verfügt werden kann. Die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden erhält die zur Zinszahlung und Amortiſation unumgänglich 
erforderlichen baaren Mittel aus den dazu beſtimmten Staats- Einnahmen. 
Ihre ſonſtigen Fonds find in Effekten für den Zweck des Schuldenweſens an⸗ 
gelegt. Die Königliche Seehandlung iſt ein an Fabrik- und Handels- 
Unternehmungen vielfach betheiligtes Inſtitut, welchem die zur Fortſetzung dies 
ſer Unternehmungen erforderlichen Geldmittel gerade in jetziger Zeit in keiner 
Art entzogen oder geſchmälert werden dürfen. In Bezug auf eine Anfrage 
über die etwa vorhandene ſchwebende Schuld find wir benachrichtigt worden, 
daß eine ſolche lediglich zu Laſten des Eiſenbahnfonds vorhanden ſei und in 
einer für dieſen Fonds gegen Verpfändung von Staatsſchuldſcheinen bei Roth 
ſchild contrahirten Anleihe beſtehe, auf welche jetzt noch 1,200,000 Thlr. zurück 
zu zahlen ſind. Aus allen dieſen mit ausführlicher mündlicher Erörterung vers 
bundenen Berathungen haben wir die Ueberzeugung gewonnen, daß den Fall 
eines zu befürchtenden Ausbruchs eines Krieges die Mittel durchaus nicht 
vorhanden fein würden, um das Heer in feinem ganzen Um⸗ 
fange auszurüſten. Da aber ohne rechtzeitige Fürſorge dafür die Erhaltung 
des Staates gefährdet ſein würde, ſo können wir uns nur angelegentlich dafür 
ausſprechen, daß die Regierung ermächtigt werde, die dazu erforderlichen 
Mittel im Betrage von 15 Millionen auf außerordentlichem 
Wege zu beſchaffen. Daß dies ſchon jetzt für den an ſich kurzen Zeitraum 
bis zu einem Beſchluſſe der neuen Volks-Vertretung geſchehe, rechtfertigt der 
Drang der Ereigniſſe, welche in unſern Tagen — ganz ohne Beiſpiel in der 
Geſchichte — mit Blitzesſchnelle einbrechen und über das Schickſal der Staaten 
entſcheiden.“ 1/30 

Hr, Winzler verwahrte ſich auf das Nachdrücklichſte gegen die Weiſe, 
wie das Geld etwa herbeigeſchafft werden ſolle, nämlich durch Anleihe, Erhö⸗ 
hung der beſtehenden oder Auflage neuer Steuern. Durch ſolche Maßregeln 
werde nämlich der Staatscredit um ſo vergeblicher erſchüttert, als eine Anleihe 
außen nicht wohl möglich, eine Erhöhung der Steuern noch ſchlimmer ſei, da 
man ſtatt der gehofften Erleichterungen Erſchwerungen, bringe, und die Steuer- 
quote eines jeden Ein elnen dann auf, wo nicht gar über das Doppelte fieige, 
und damit unmöglich Ruhe und Ordnung geſchafft werde. Dennoch dürfe man 
dem Miniſterium die Unterſtützung nicht verſagen, vielmehr müſſe man ihm 
andere Wege eröffnen, und deshalb ſchlage er zunächſt vor, ſich bei Geldbeſchaf⸗ 
fung offen an die Edelherzigkeit des Volkes zu wenden (Lächeln und Unterbre⸗ 
chung). Dieſes Vertrauen werde nicht täuſchen, der König und die K. Familie 
bei derartigen Unterzeichnungen an die Spitze treten. Wolle man aber dieſen 

Weg nicht einſchlagen, fo möge man eine freiwillige Anleihe im Lande ſelbſt mit 
einem erhöhten Zinsſuße, als er jetzt von Staats wegen gewährt werde, auf⸗ 
nehmen. Als dritter Weg endlich eröffne ſich die Zwangsanleihe, welche immer 
noch beſſer, als die durch neue Steuern erzeugte Aufregung ſei. Deshalb möge 
zunächſt ſein erſter Antrag, einen Aufruf an das Volk zu freiwilliger Beiſteuer 
zu erlaſſen, zur Frage kommen. (Der Antrag wird unterſtützt.) Der Fi⸗ 
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nanzminiſter Hanſemann fprad Namens der Minifter, welche die Verant— 
wortlichkeit für alle Regierungs⸗Handlungen übernommen, 1 dringenden 
Wunſch aus, den Namen des Königs aus der Debatte zu Iefen. und ihn dann 
nur zu nennen, wenn es ſich um Bezeigung der Ehrfurcht handle. Dann ſprach 
er Namens der Regierung die Bitte aus, das Gutachten nicht nach den Ab⸗ 


ſchnitten zu ſondern, daher zuerſt das Ganze zu leſen und die Berathung über 


das Allgemeine vorzunehmen. Der Ref. Knoblauch las nun den zweit 
Theil des Gutachtens, u N 5 0 zweiten 

Während die politiſche Entwickelung der bürgerlichen Geſellſchaft in den 
letzten 30 Jahren leider zurückgehalten, und in dieſem langen Zeitraum die 
allmälige fegensreiche Hinüberführung in freie volksthümliche 


Zuſtände auf das Unglückſeligſte verabſäumt worden iſt, ſind 


dagegen induſtrielle Unternehmungen auf die verſchiedenſte Weiſe, und, wie 
man zugeben muß, in einem hohen, theils bewunderungswürdigen Maße ins 
Leben getreten. Allein auch hierbei iſt in der Regel nur die Sache, viel zu 
wenig aber das ſittlich-bürgerliche Verhältniß des Gewerbtreibenden und Ar⸗ 
beiters, ins Auge gefaßt. Die dringendſten Mahnungen daran ſind allzulange 
unbeachtet geblieben. Eine Folge davon iſt jetzt der ernſte Zuſammenſtoß, in 
welchen die verſchiedenſten Intereſſen auf dem bezeichneten Gebiete gerade in 
dem Augenblick gerathen, in welchem das bisherige Triebwerk zu ſtocken bes 
ginnt, während das neue noch nicht zu einem geregelten Umſchwung gelangt 
iſt. Die Aufgabe, auf welche Weiſe hier zu rathen und helfen iſt, überſteigt 
für den Augenblick beinah menſchliche Kräfte. Dennoch iſt das Andringen an 
die Regierung und nach allen Seiten hin in dieſer Beziehung jetzt lebhafter als 
je; und zu den großen, in der Sache ſelbſt und in den ſich durchkreuzenden 
materiellen Intereſſen liegenden Schwierigkeiten geſellen ſich theils Noth, theils 
nicht zu erfüllende Forderungen, und vermehren die Verwirrung. Wir geben 
uns indeß der Zuverſicht hin, daß der geſunde Sinn und der biedere Charakter 
unſerer deutſchen Brüder und Mitbürger auf dem Wege einer vollſtändigen 
Verſtändigung von allen Seiten die rechten, zu einem erwünſchten Ziele füh⸗ 
renden Mittel auffinden wird. Die Regierung erkennt ihre Aufgabe, auch 
hierin hülfreich einſchreiten zu müſſen, vollkommen an, und verlangt eine vers 
trauensvolle Unterſtützung Seitens der Stände 
durch ihre Zuſtimmung zur Uebernahme einer Garantie bis zum 
Gefammtbetrage von 25 Millionen Thaler, um gemeinnützige 
Vereinigungen damit ins Leben rufen und unterſtützen zu können, welche 
theils die Milderung vorübergehender Zuſtände der Noth, theils die Er⸗ 
haltung und Förderung des Handels, gewerblicher und landwirthſchaft⸗ 
licher Intereſſen bezwecken. f 
Das Miniſterium hat die Abſicht, ſo viel es vermag, dahin zu wirken, 
daß bei Ertheilung der Garantie Verluſte für den Staat möglichſt vermieden 
werden. Auf das in der Allerhöchſten Votſchaft enthaltene Votum, worin ein 
unbegrenztes Vertrauen in Anſpruch genommen wird, leiſtet 
das Miniſterium in Folge der ſtattgehabten Verathungen Ver⸗ 
zicht und iſt auf unſern Wunſch bereitwilligſt eingegangen, eine beſtimmte 
und zwar die eben gedachte Summe als Maximum feſtzuſetzen. Eine genaue 
Nachweiſung, weshalb gerade eine Summe von dieſer Höhe erforderlich ſein 
wird, läßt ſich freilich nicht geben. Es leuchtet aber ein, daß der Betrag nicht 
weiter beſchränkt werden darf, wenn man bei den großen Erſchütterungen, 
welche alle dieſe Verhältniſſe im ganzen Staate erlitten haben, der Maßregel 
einen wirkſamen Erfolg ſichern will. Eine Form aufzufinden, und die Grund⸗ 
ſätze auszuſprechen, nach welchen die Hülfe gewahrt und den Geſellſchaften eine 
Unterſtützung durch die Garantie des Staats in Ausſicht geſtellt werden ſoll, 
oder die Frage zu löſen, ob eine durchgreifende allgemeine Maßregel, wie die 


Begründung einer großen Nationalbank, vorzuſchlagen ſei, haben wir verge⸗ 


bens verſucht. Eben ſo wenig hat das Miniſterium beſtimmte Vorſchläge der 
Art gemacht, ſondern nur allgemeine Andeutungen gegeben. Die Verhältniſſe 
ſind uach den Erwerbszweigen und den verſchiedenen Landestheilen zu mannigs 
fach, fo daß nur in der freieſten Anwendung der verſchiedenartigſten Formen 
die Gewähr liegt, das eigenthümliche Bedürfniß wirklich zu treffen. Schließlich 
kann die oft hervorgehobene Betrachtung nicht umgangen werden, ob der Ver⸗ 
einigte Landtag es vor dem Lande verantworten könne, unmittelbar vor ſeiner 
Auflöſung, in der uahen Ausſicht auf eine neue, ganz veränderte Volksvertre⸗ 
tung, mit dem in Rede ſtehenden Vertrauensvotum eine fo beträchtliche Geldbe⸗ 
willigung zu ertheilen. Wir bezweifeln dies nicht; ja wir ſind von der Ueber⸗ 
zeugung durchdrungen, daß die Verantwortlichkeit eine viel größere und ſchwe⸗ 
rere ſein würde, wenn wir, aus Beſorgniß, derſelben zu entgehen, eine Zu— 
ſtimmung zurückhalten wollten, deren Verweigerung in dieſer bewegten Zeit 
neue Stürme herbeiführen könnte, und wenn wir bei plötzlich einbrechenden Ges 
fahren dem Miniſterium die Mittel vorenthalten hätten, welche unumgänglich 
erforderlich ſind, um unſer Vaterland vor den ſchlimmſten Folgen zu bewahren. 

Von dieſem Geſichtspunkte aus erachten wir den gegenwärtig zum letzten 


Mal verſammelten Landtag, zur Abgabe einer ſolchen Erklärung eben fo be 


rechtigt wie verpflichtet. Nicht minder ſind die Mitglieder des Landtages 
in ihrer überwiegenden Mehrzahl befähigt, die dem Lande aus ihrer früheren 
Wirkſamleit bekannten Rathgeber der Krone zu würdigen, und ihnen mit vol— 
lem Bewußtſein das wohlverdiente Vertrauen zu ſchenken, welches ſie durch den 
Muth und die aufopferde Hingebung erhöhen, mit der fie in der gegenwärti⸗ 
gen ſchweren Zeit die verantwortliche Leitung der Staatsgeſchäfte in dem ſeſten 
Glauben an die große, unſerm Deutſchen Vaterlande vorbehaltene Zukunft 
übernommen haben. Endlich kamen folgende Fragen zur Abstimmung: Be⸗ 
ſchließt die Abtheilung zu befürworten, daß die Regierung ermächtigt werde: 
1) auf außerordentlichem Wege zum äußeren und inneren Schutz der Monar⸗ 
chie eine Summe von 15 Millionen Thaler zu beſchaffen. 
2 zur Herſtellung des Kredits im Innern und zur Erhaltung von Handel, 
Gewerbe und Landwirthſchaft Garantien bis zun, Geſammtbetrage von 
25 Millionen Thaler unter der Vorausſetzung zu übernehmen, daß mög⸗ 
lichſt geſtrebt werde, Verluſte für den Staat, welche dieſe Garantieen zur 
Folge haben könnten, zu verhüten. 1 . 
Die erfie Frage wurde von der Abtheilung ein gaaig, die zweite mit 17 
gegen 2 Stimmen bejaht. Berlin, den 8. April 18. . 
a Dritte Abtheilung der vereinigten Curien. 
Graf Löben. Fürſt Lychnowskie w: Hoverbeck. v. Patow. Weiß. 
v. Brodowski. Peterſon. Röpell. Teßmann. Holzbrint. v. Hell⸗ 
dorff⸗Bedra. v. Gudenau. Graf Dork⸗Warſenburg. Lenſing. 
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